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Nachfolgend finden Sie die entsprechenden Einwendungen und deren Begründungen. 

Wir erwarten darauf entsprechende fundierte Erwiderungen ihrerseits. Diese werden für 

uns ggf. Grundlage für eine weiterführende rechtliche/bzw. anwaltliche Bewertung sein. 
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1 Planrechtfertigung  

Wir beziehen uns hier auf die Voruntersuchungen mit Standorteinordnung I und II. 

1.1  Allgemeine Feststellung 

Mit der Standorteinordnung soll neben der Standortwahl der Bedarf für den IPO und seine Flä-

chendimensionierung begründet werden. Deshalb wird auch in der Begründung zum B-Plan 1.1 

ausführlich auf die darin enthaltenen Aussagen eingegangen. Es ist grundsätzlich festzustellen, 

dass die Standorteinordnung für die Begründung des vermeintlichen Bedarfs nicht ausreichend 

belastbar ist. Dies wurde bereits in den Stellungnahmen verschiedenen maßgebender TÖPs im 

Verfahren zum Vorentwurf des B-Planes Nr. 1 sowie bei weiteren Beteiligungen zu Arbeitsstän-

den moniert. Trotzdem erfolgte keine grundlegende Überarbeitung und die Argumentation ist 

weitgehend unverändert geblieben.  

Es ist allgemein festzustellen, dass die Voruntersuchungen nicht ergebnisoffen, sondern ergeb-

nisorientiert durchgeführt worden sind. Das ist anhand der Kriterienauswahl, den gewählten Be-

wertungsmaßstäben sowie dem gezielten Ausschluss entscheidungsrelevanter Kriterien, die das 

gewünschte Ergebnis beeinträchtigen könnten, belegbar. Diese Feststellung wird anhand der 

nachfolgenden Analyse und Argumentation untersetzt.   

1.2 Bestandsaufnahme der wirtschaftlichen Situation 

In der Standorteinordnung wird eine vertiefende Untersuchung der vorhandenen wirtschaftlichen 

Struktur mit ihren Problemen, Vorteilen und Entwicklungspotentialen sehr einseitig und tenden-

ziös betrachtet. Ein Mittel zu diesem Zweck ist es, zweifelsfrei vorhandene Entwicklungspotenti-

ale durch sachlich und fachlich anfechtbare Bewertungskriterien abzuwerten und als untauglich 
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und nicht zukunftsfähig abzustempeln. Insbesondere bezieht sich dies auf die vorhandene Wirt-

schaftsstruktur sowie vorhandene Gewerbestandorte und Brachen. 

Kriterien wie Flexibilität, schnelle Marktanpassung, Bereitstellung regional erforderlicher Dienst-

leistungen, regionale Verortung der Unternehmen selbst als Steuerzahler und als Akteur im so-

zialen Umfeld der Kommunen (Sponsoring etc.) werden völlig außer Acht gelassen. Ebenso feh-

len Betrachtungen zu Synergieeffekten solcher kleinteiligen Entwicklungen, wie beispielsweise 

die Vernetzung der Firmen untereinander, die hohe Flexibilität kleinerer Struktureinheiten und 

Vorteile am Markt durch die flexible Zusammenarbeit verschiedenster Firmen zur Abwicklung 

auch größerer Aufträge. 

Das Heil wird ausschließlich in der Entwicklung eines neuen Industrie- und Gewerbegebietes 

verortet. 

Ebenso fehlt eine Auseinandersetzung damit, wie vorhandenen Firmen durch die Weiterentwick-

lung ihrer Standorte in ihrer weiteren Entwicklung zur Gewinnung von Fachkräften sowie der Fir-

menfortführung und -entwicklung unterstützt werden sollen und können. Die Belange der ortsan-

sässigen Wirtschaft und die Konsequenzen der Entwicklung des IPO für diese spielen in der 

Standorteinordnung eine bemerkenswert geringe Rolle. In anderen Städten erfolgreiche Entwick-

lungsmaßnahmen zur Erreichung solcher Ziele, die oft über Innovations- und Gründerzentren 

ermöglicht und zielgerichtet vorangetrieben werden, bleiben völlig unberücksichtigt. Es fällt be-

sonders auf, dass solche Innovations- und Gründerzentren weit überwiegend verkehrsgünstig mit 

gutem bis sehr gutem ÖPNV-Anschluss entwickelt werden. Und sie liegen oft in urbanen Sied-

lungsgebieten, oft auch mit Wohnbebauung in ihrem Umfeld.  Ein solches Angebot fehlt in unserer 

Region und es ist sehr befremdlich, dass dafür immer noch keine messbaren Initiativen zu ver-

zeichnen sind. 

Die wirtschaftlichen Probleme und Verwerfungen im Zusammenhang mit der Corona-Krise haben 

folgendes offengelegt: 

- Kommunen mit großen Firmen (meist handelt sich um eine oder einige wenige) leben 
gut von den Steuereinnahmen, wenn die Wirtschaft brummt. Kaum kommt es zu wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten, brechen die Steuereinnahmen extrem ein, bis hin zu Steu-
errückzahlungen bei der steuerlichen Geltendmachung von Verlusten. Verschärft wird 
dies durch die internationale Verflechtung und die inzwischen häufig weit weg sitzenden 
Eigentümer, die kein regionales Interesse mitbringen. Das erschwert eine kontinuierliche 
Finanzplanung der Kommunen. Und es hat sich gezeigt, wie schnell Firmen verschwin-
den und welche gravierenden wirtschaftlichen und finanziellen Folgen dies für die jewei-
lige Kommune(n) hat. 

- Kleinteiligere Strukturen, wie diese in unserer Region die Regel sind, werfen vielleicht 
nicht so viele Steuern für die Kommunen ab. Allerdings haben wirtschaftliche Probleme 
einzelner Firmen oder Branchen keine so gravierenden Folgen. Die Kalkulation der Ein-
nahmen und die Haushaltplanung stehen auf einem deutlich breiteren und belastbareren 
Fundament.  

Diese Entwicklung war im Vergleich der Landkreise in Sachsen deutlich zu sehen. Der Landkreis 

Sächsische Schweiz/Osterzgebirge ist mit deutlich weniger finanziellen Problemen durch diese 
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Zeit gegangen. Da die Voruntersuchungen bereits älter sind, nicht grundlegend fortgeschrieben 

wurden  und ja das Ziel haben, den IPO als vermeintliche Lösung aller wirtschaftlichen Probleme 

in ein glanzvolles Licht zu rücken zeichnen sie ein wirtschaftliches Bild von der Region, das die 

aktuellen Erfahrungen in Krisensituationen und vor allem die positiven Effekte der jetzigen Wirt-

schaftsstruktur ausblendet. Weitere Krisensituationen sind bereits im Gange und es werden wei-

tere folgen. 

1.3 Wirtschaftsraum Oberelbe 

Die raumplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen sind im Landesentwicklungsplan und im Re-

gionalplan des Regionalen Planungsverbandes geregelt, der in seiner überarbeiteten Version im 

Jahr 2020 rechtskräftig wurde. In diesem sind auch die Flächen definiert, auf denen in dessen 

Verbandsgebiet zukünftig Industrie- und Gewerbegebiete entwickelt werden können. Der IPO ist 

auf Veranlassung des ZV IPO nicht als eine solche Entwicklungsfläche festgesetzt und somit 

nicht direkt regionalplanerisch gesichert. 

Der in den Standorteinordnungen als Untersuchungsraum definierte Wirtschaftsraum Oberelbe 

hat keinen tatsächlichen regionalplanerischen Bezug. Wenn es diesen geben würde wäre eine 

Aufnahme in den Regionalplan im Rahmen des damals zeitgleich laufenden Verfahrens zur Ak-

tualisierung des Regionalplanes angezeigt gewesen.  

Der sogenannte Wirtschaftsraum Oberelbe ist ein frei erfundenes Konstrukt, um einen vermeint-

lichen Mangel an Industrie- und Gewerbeflächen unter Ausschluss der angrenzenden regional-

planerisch festgesetzten Vorranggebiete für Industrie- und Gewerbeansiedlungen und ihrer 

Standortbedingungen zu begründen. Selbiges gilt für seine Grenzziehung auf dem Gebiet der 

Stadt Dresden.  

Die Festlegung eines solchen Wirtschaftsraumes ohne Bezug zum Regionalplan stellt ei-

nen schwerwiegenden fachlichen Mangel dar. Inhaltlich stellt die Argumentation des ZV 

IPO ab, dass in diesem willkürlich gewählten Wirtschaftsraum ein Mangel an Ansiedlungs-

flächen bestünde. Damit verstößt der ZV IPO aber gegen den Grundsatz, dass die Raum-

entwicklung im Rahmen der Regionalplanung zu erfolgen hat. Entgegen diesem soge-

nannten Wirtschaftsraum Oberelbe hat der Regionalplan Gesetzeskraft. Eine herausge-

löste oder dem Regionalplan entgegenwirkende eigene Entwicklung ist rechtlich nicht zu-

lässig. Entwicklungen haben im Kontext mit den Gesamtzielen des Regionalplanes zu er-

folgen. 

Eine Einordnung ins gesamte wirtschaftliche Umfeld über den sogenannten Wirtschaftsraum 

Oberelbe hinaus unterbleibt. Es fehlt bereits eine nachvollziehbare Begründung für die eigentüm-

liche und nicht nachvollziehbare Definition dieses Wirtschaftsraumes Oberelbe und seiner kon-

kreten Grenzen. Weder die Grenzziehung noch die Kriterien, nach denen die konkret einbezoge-

nen Teile Dresdens in den sogenannten Wirtschaftsraum Oberelbe ausgewählt wurden, sind 

fachlich belastbar und schlüssig begründet worden. 
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Der sogenannte Wirtschaftsraum Oberelbe streift nur einen geringen Teil des Dresdner Stadtge-

bietes. Da ansonsten jeweils das Gesamtgebiet der in diesen Wirtschaftsraum einbezogenen 

Kommunen betrachtet wird, ist die Herauslösung eines überwiegenden Teils der Dresdner Flä-

chen und somit die Ausgrenzung der auf diesen Flächen vorhandenen Entwicklungsziele und -

potentiale fachlich nicht begründbar und nicht rechtfertigbar. 

Die Stadt Dresden wurde in die Erarbeitung der Untersuchung einbezogen und sollte sogar mal 

Mitglied im ZV IPO werden. Davon ist schon lange nichts mehr zu hören und es gibt aktuell dazu 

keinerlei Beschlusslage des Dresdner Stadtrates. Entscheidend ist, dass im Zeitraum der Erar-

beitung der Voruntersuchungen auch Beitrittsverhandlungen zwischen dem ZV IPO und der Stadt 

Dresden liefen. Konsequenterweise hätte auch aus diesem Grund das gesamte Stadtgebiet Dres-

dens in die Untersuchung einbezogen werden müssen.  

Allerdings hätte dies für die Begründung des IPO schwerwiegende Konsequenzen gehabt. Bei-

spielsweise wurde in den diversen Begründungen für die vermeintliche Alternativlosigkeit des IPO 

immer wieder darauf verwiesen, dass es in Dresden keine größeren zusammenhängenden Er-

schließungsflächen mehr gäbe.  

Dieses Argument wird durch die gerade laufenden Ansiedlungen im Bereich Mikroelektronik Lü-

gen gestraft. Die Firma Bosch sich hat bei der Entwicklung ihres Standortes Flächen gesichert, 

auf denen unmittelbar angrenzend die gleiche Fabrik noch einmal gebaut werden kann. Bosch 

hat somit die Option, seine Fertigungsfläche zu verdoppeln. Infineon baut das nächste Modul und 

hat noch Platz für mindestens ein weiteres. Es zeigt sich, dass Bosch und Infineon bereits bei 

ihrer Ansiedlung Flächenvorsorge getroffen haben. Dieses wirtschaftliche Entwicklungspo-

tential hinsichtlich Wertschöpfung und Arbeitskräften wird aber bei allen Betrachtungen 

außen vorgelassen, obwohl es für den Standort und die Region äußerst relevant ist.  

Dies stellt einen schwerwiegenden Mangel in der Begründung der Standortwahl dar. 

Würde man der Argumentation in der Standorteinordnung folgen, dass es keinerlei Möglichkeiten 

für großflächigere Industrieansiedlungen gäbe, stellt sich die Frage, wie denn unter diesen Be-

dingungen die Ansiedlung der taiwanesischen Chipfabrik TSMC möglich ist. An diesem Beispiel 

zeigt sich, dass geänderte Investitionsentscheidungen bei dem einen Unternehmen den 

Weg für andere Ansiedlungen (konkret TSMC) freimachen können. Diese Option bzw. die-

ses Kriterium wird in den Voruntersuchungen ebenfalls nicht berücksichtigt.  

Auch dies stellt einen schwerwiegenden Mangel in der Begründung der Standortwahl dar. 

Im Zusammenhang mit der TSMC-Ansiedlung zeigt sich auch, dass zur Schaffung größerer zu-

sammenhängender Ansiedlungsflächen bei Bedarf durch die Verlagerung anderer Firmen Platz 

für solche Ansiedlungen geschaffen werden kann. Das läuft auf eine Flächenoptimierung hinaus. 

Für diesen Weg der Standortsicherung und -erweiterung gibt es weitere Beispiele. 

Der vermeintliche Mangel wird zudem damit begründet, dass den Kommunen angeblich keine 

Flächen mehr zur Verfügung stehen. Sie haben aber kein Monopol für die Standortentwicklung 

und sind zudem wirtschaftlich und kapazitiv gar nicht in der Lage, das alles allein zu stemmen. 
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Es gibt, wie sich bei den jetzigen Ansiedlungen zeigt, sehr wohl Potentiale und nutzbare Kapazi-

täten, die von privaten Eigentümern zur Verfügung gestellt werden können. Das betrifft sowohl 

Neuerschließungen, als auch die in den Untersuchungen ausgeschlossenen Brachflächen.  

Weiterhin fehlen in der Standorteinordnung besonders bewertungsrelevante Informatio-

nen zum seit ca. 20 Jahren fertig erschlossene Airportpark westlich des Dresdner Flugha-

fens, zum Wissenschaftsstandort Dresden-Ost, aber auch zum Gewerbegebiet in Rossen-

dorf. 

Das erstgenannte Areal ist trotz der über 10 Jahre anhaltenden positiven wirtschaftlichen Ent-

wicklung immer noch nicht annähernd ausgelastet. Die Erschließung wurde vor über 20 Jahren 

abgeschlossen. Hinsichtlich der Verkehrsanbindung, einem Hauptargument für die Platzierung 

des IPO, ist es unmittelbar vergleichbar bzw. nach den dem IPO zugrunde gelegten Kriterien 

noch besser erschlossen. Das Gewerbegebiet liegt an zwei Autobahnen (A 4, A 13) unmittelbar 

an und ist auf kurzem Wege auch über die A 17 und die A 14 erreichbar. Zudem liegt der Flug-

hafen in unmittelbarer Nachbarschaft. Des Weiteren befinden sich im direkten Umfeld bereits 

Hochtechnologiestandorte der Mikroelektronik und Prüf- und Forschungseinrichtungen. Arbeits-

kräfte können sowohl mit dem Auto als auch unter Nutzung leistungsfähiger ÖPNV-Angebote (S-

Bahn, Bus, Straßenbahn) ihre Arbeitsplätze fast rund um die Uhr erreichen. Es steht ein attrakti-

ves Fuß- und Radwegenetz zur Verfügung. Trotz dieser positiven Rahmenbedingungen ist eine 

vollständige Belegung nicht absehbar. Die reale Entwicklung dieses unmittelbar vergleichbaren 

Gewerbegebietes zeigt deutlich auf, wie extrem schöngerechnet die Zeit- und Finanzierungspäne 

des ZV IPO sind. Sie haben mit der Realität in Dresden, Heidenau und Pirna nichts zu tun. 

Der Wissenschaftsstandort Dresden-Ost wird vorwiegend auf dem Gelände einer ehemaligen 

brachgefallenen Wohnnutzung entwickelt. Er ist als Hochtechnologiestandort für die Forschung 

und die Ausgründung von Unternehmen, die die Forschungsergebnisse in die praktische Anwen-

dung überführen, geplant und wird ca. 40 ha Nutzfläche aufweisen. Die Verkehrsanbindung für 

Arbeitskräfte ist sogar noch attraktiver als beim Airportpark. Mit der Schaffung einer neuen Stra-

ßen- und Straßenbahnverbindung in nördlicher Richtung wird es eine direkte Verbindung zum 

bestehenden Fraunhofer-Forschungsstandort an der Winterbergstraße und somit erhebliche Sy-

nergieeffekte geben.  

Für die Entwicklung des bereits bestehenden Gewerbegebietes in Rossendorf wird die LH Dres-

den in absehbarer Zeit tätig werden. Und es gibt noch weitere fertig erschlossene Gewerbeflä-

chen, die immer noch weitgehend ungenutzt brachliegen. 

Zudem befinden sich weitere Gebiete bereits in der Entwicklung bzw. werden planerisch 

für die Entwicklung vorbereitet. Weit überwiegend handelt es sich um die Reaktivie-

rung/Nachnutzung von bereits anderweitig genutzten Flächen. Und es kommen dabei un-

terschiedliche Entwicklungs- und Ansiedlungsschwerpunkte deutlich über die reine Flä-

chenerschließung hinaus, beispielsweise über Technologie- und Gründerzentren, zum 

Tragen. 
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Mit der Ausweisung des sogenannten Wirtschaftsraumes Oberelbe wird ebenso vermieden, 

Standortentwicklungspotentiale, die in Konkurrenz zum angestrebten IPO stehen, zu betrachten 

und sich einem Vergleich zu stellen. Prägnantestes Beispiel hierfür ist der ehemalige Flugplatz 

Großenhain mit einer zum IPO vergleichbaren Ansiedlungsfläche. Im Gegensatz zum IPO wird 

hier aber eine Brachfläche mit deutlich günstigeren Standortbedingungen entwickelt.  

Die im Regionalplan vorgesehenen Vorsorgestandorte für die Ansiedlung von Industrie 

bleiben, obwohl drei davon direkt an den definierten Wirtschaftsraum Oberelbe angrenzen, 

in der Standorteinordnung faktisch unberücksichtigt. Das sind allein schon deutlich über 

100 Hektar Potentialfläche. Ebenso nicht zu vergessen sind die Entwicklungen in Neu-

stadt/Sa., das aus nicht nachvollziehbaren Gründen aus dem sogenannten Wirtschafts-

raum Oberelbe ausgeklammert wurde. 

Die Nichtberücksichtigung dieser Flächen stellt ebenfalls einen schwerwiegenden Mangel 

in der Begründung der Standortwahl dar.  

Richtig und sachlich geboten ist es aber, als Mitglied des Regionalen Planungsverbandes und 

Bestandteil eines Regionalplanungsgebietes alle in diesem Planungs- und Verbandsgebiet be-

stehenden Potentiale zu betrachten. Dazu gehören auch alle bereits fertig erschlossenen Indust-

rie- und Gewerbegebiete sowie solche, die sich in der Vorbereitungs- und Realisierungsphase 

befinden.  Für die Fortschreibung des Regionalplanes, die im Jahr 2020 rechtswirksam wurde, 

hat der Regionale Planungsverband viel Aufwand betrieben. Zu diesen Planungen gehört be-

kanntlich auch die raumplanerische Einordnung von Entwicklungsflächen für Industrie und Ge-

werbe. Es ist zu unterstellen, dass dabei auch die konkreten verkehrlichen und medientechni-

schen Standortbedingungen sowie Kriterien wie Umwelt, Landwirtschaft, Wirtschaftsstruktur und 

Arbeitskräftepotential für in Frage kommende bzw. von den Kommunen gewünschte Flächen und 

Gebiete sorgsam und fachlich kompetent geprüft und abgewogen wurden. Der IPO ist im Ergeb-

nis eben gerade kein Entwicklungsstandort und erst recht keine regionalplanerische Po-

tentialfläche.  

Insgesamt entsteht durch die gewählte, insgesamt eher zweifelhafte Herangehensweise, 

ein willkürliches und verzerrtes Bild, das die raumplanerisch verbindlich festgesetzten, die 

bereits vorhandenen und die in einem überschaubaren Zeitraum erschließbaren Potentiale 

in einem erheblichen Umfang ausblendet. Die in der Standorteinordnung wiedergegebe-

nen Umfragen haben zudem gezeigt, dass am ehesten Bedarf an kleineren und maximal 

mittelgroßen Flächen besteht. Hierzu fehlt vor allem die Verknüpfung des avisierten Be-

darfs mit dem vorhandenen Potential, und daraus abgeleitet eine belastbare mittel- und 

langfristige Vorausschau. 

Unschlüssig ist zudem, dass mantraartig auf fehlende Flächen für Industrieansiedlungen verwie-

sen wird. Tatsächlich scheint es schon lange keinen wirklichen Bedarf zu geben. Wie ist es sonst 

anders zu erklären, dass im Industrie- und Gewerbepark �Ä�$n der �(�O�E�H�³ in Pirna entlang der 

Fabrikstraße eine zusammenhängende, planungsrechtlich als Industriegebiet ausgewie-

sene Fläche vollständig durch Gewerbeansiedlungen zweckentfremdet wurde. Übrigens 
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beginnend mit dem Bau einer Mehrzweckhalle durch die SEP, die derzeit als bsw-Bildungszent-

rum genutzt wird. Weitere Ansiedlungen erfolgten durch einen Schweißbetrieb, eine Palettenfer-

tigung, eine Großküche und einen noch nicht realisierten Reifenservice. Die Stadt Pirna hat auf 

dieser Fläche industrielles Ansiedlungspotential zugunsten kurzfristiger Einnahmen ver-

schwendet. Über die SEP ist sie selbst Hauptakteur dieser Verschwendung. Wer seine Po-

tentiale zweckentfremdet und verschwendet kann daraus keinen Anspruch auf immer wei-

tere Inanspruchnahme neuer Flächen und Gebiete ableiten. 

Auf anderen Flächen in Heidenau und Pirna fand und findet eine Umnutzung von Gewerbe zu 

mittel- bis hochpreisigen Wohnbaustandorten statt. Häufig handelt es sich um Flächen, die für 

kleine und mittlere Firmengrößen ohne umfangreichen Lieferverkehr geeignet gewesen wären. 

So wird in diesen beiden Städten selbst das Gewerbeflächenangebot verknappt. 

Das Motiv dieses Handelns liegt auf der Hand. Der ZV IPO ist sich der Schwierigkeiten bewusst, 

die eine so große Neuinanspruchnahme bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen mit einem 

hohen Bodenwert zur Folge haben. Also müssen Argumente her, die dieses Ansinnen scheinbar 

rechtfertigen.  

Wir fordern eine umfassende, ehrliche und vollständige Darstellung bestehender und in 

Planung befindlicher Gewerbe-, Industrie- und Forschungsstandorte und deren wirtschaft-

licher Entwicklung in den nicht von der Untersuchung erfassten Teilen Dresdens. Dies wird 

ein deutlich anderes Bild von der aktuellen Situation und den absehbaren Entwicklungen zeigen.  

So wäre auch die Behauptung, dass es in der Region keine Großbetriebe mit mehr als 500 Be-

schäftigten gibt, nicht mehr aufrechtzuerhalten. Bei einer Einbeziehung der gesamten Stadt Dres-

den würden sich weitere Bewertungskriterien, die hinsichtlich des IST-Zustandes negativ ausge-

legt werden, deutlich positiver darstellen. Insbesondere die sogenannte SWOT-Analyse brächte 

grundlegend andere Ergebnisse.  

 

1.4 Arbeitskräfte 

Bei den Betrachtungen zum Arbeitsmarkt werden grundlegende Dinge gar nicht erst vertiefend 

betrachtet: 

- Es fehlt eine Untersuchung zur Entwicklung des Arbeitskräftepotentials anhand der de-
mografischen Entwicklung.   

- Die immer wieder propagierten 3000 zusätzlichen Arbeitsplätze sind propagandistisches 
Wunschdenken und bar jeder Realität. Insbesondere die Annahme, dass man Berufs-
pendler in Größenordnung gewinnen könnte, ist unrealistisch. 

- Für die propagierte Anzahl neuer zusätzlicher Arbeitskräfte, die in diesen Wirtschafts-
raum ziehen sollen, stehen weder ausreichend Wohnungen, noch ausreichendes Wohn-
baulandpotential und auch keine ausreichenden soziale Einrichtungen zur Verfügung. 

- Es unterbleibt eine tiefgreifende Untersuchung der bestehenden Wirtschafts- und Ar-
beitsmarkstruktur. Und es wird ebenso unterlassen, eine umfassende Folgenabwägung 
des IPO auf die Wirtschafts- und Arbeitsmarkstruktur vorzunehmen. 
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fundierte Herleitung oder Rechtfertigung der Kriterien und Wichtungen erkennen, die sie über die 

bloße Willkürlichkeit hinausheben würden. Der verwendete Bewertungsansatz ist veraltet und 

unvollständig. Damit ist die fachliche Begründbarkeit des Projekts ebenfalls in Frage gestellt. Wir 

fordern einen Variantenvergleich auf Basis nachhaltiger Bewertungskriterien. Ein möglicher An-

satz wird weiter unten diskutiert. Wir fordern Sie auf, die unten aufgeführte Bewertungsmatrix in 

das Verfahren einzuführen. 

Der ZV hat folgende Bewertungskriterien herangezogen: Marktgängigkeit, Infrastruktur und Um-

weltbelange mit Untergliederungen.  

Wir kritisieren diese Kriterien und deren Wichtung mit dem Ergebnis, dass sie für eine 

ausgewogene Bewertung in dieser Form nicht geeignet sind, und möchte einen Ansatz für 

ein anderes Bewertungsverfahren zur Diskussion stellen.  

Insbesondere behaupten wir, dass die zentrale Aussage �ÄFür  eine  Industrieansiedlung  

sind  keine  Flächen  im Wirtschaftsraum  verfügbar ���³ falsch ist und sogar wider dokumen-

tiertes besseres Wissen getroffen wurde.  

�x Die Bewertungskriterien sind nicht wissenschaftlich belegt. Die referenzierten Quellen 

rechtfertigen sie nicht; sie sind auch nicht anders hergeleitet. 

�x Insbesondere das Kriterium Flächengröße ist mit insgesamt 40% völlig übergewichtet bei 

gleichzeitiger Außerachtlassung anderer wichtiger Punkte. 

�x Die dokumentierten Befragungsergebnisse weisen eher auf einen Bedarf an kleinen Flä-

chen hin.  

�x Eine ganze Reihe von relevanten Flächen wie die Vorranggebiete Industrie und in Pla-

nung befindliche Industrie- und Gewerbegebiete in Dresden sind nicht in die Betrachtung 

einbezogen.    

Für die theoretische Rechtfertigung der Kriterien verweisen Sie auf diese Quellen: 

[8] Anforderungen an künftige Gewerbeflächen. Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor-

schung des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.). Dortmund 2001. 

[9] Die Standortsuche von BMW für den Neubau eines Automobilwerkes in Leipzig und Konse-

quenzen für die Gewerbepolitik des Landes Nordrhein-Westfalen. Diplomarbeit Uni Dortmund, 

von. T. Kampermann, Dortmund Dez. 2002 

[10] Jakubowski, Peter: Gewerbeflächenmonitoring. Ein Ansatz zur Steigerung der Wettbewerbs-

fähigkeit des Gewerbeflächenpotenzials in Ostdeutschland. Hrsg.: Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung, Bonn 2006. 

Quelle [8] hebt die Notwendigkeit einer Bedarfsplanung hervor und führt aus, dass Großansied-

lungen zu selten sind, angebotsplanerisch vorbereitet zu werden. Die Entscheidung für einen 

Standort fällt oft nach anderen Kriterien, als die Planer sie annehmen. In der Standorteinordnung 
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Erschließungskosten, 

Baurecht 

15% �x 0: Neuerschließung, kein 

Baurecht 

�x 0,5: Sanierung und Beräu-

mungen notwendig 

�x 1: erschlossen, Baurecht ge-

geben 

Die faktische Erlangung 

des Baurechts ist ein Auf-

wand, der in die Erschlie-

ßungskosten eingerechnet 

werden kann (prinzipielle 

Möglichkeit ist vorausge-

setzt) 

Anfahrts-/Transport-

kosten 

10% �x 0: kein Gleisanschluss, zur 

BAB>20km 

�x 0,5: zur BAB zwischen 10 

und 20km 

�x 1: Gleisanschluss möglich, 

zur BAB<10km 

Gute Verkehrsanbindung 

hat Einfluss auf die laufen-

den Kosten des Investors 

Betriebskosten 10% �x 0: zusätzliche Kosten an Be-

treiber in relevanter Höhe 

�x 1: keine zusätzlichen Kosten 

an Betreiber 

z.B. Kosten für die Erhal-

tung der Infrastruktur 

Arbeitskräftepotential 10% �x 0: ÖPNV-Anbindung von DD 

Hbf > 20min 

�x 1: ÖPNV-Anbindung von DD 

Hbf < 20min 

Hochtechnologiebetriebe 

benötigen Spezialisten, 

die nur in ausreichender 

Bevölkerungsdichte in ge-

nügender Zahl zu finden 

sein werden 

Kosten für die Ge-

sellschaft 

(50%)  Bestimmen die Lasten für 

die Allgemeinheit 

Anteil schon versiegel-

ter Fläche 

15% �x 0: nicht versiegelt 

�x 0,5: teilversiegelt bis 50% 

�x 1: > 50% 

Entspricht dem Ziel der 

sparsamen Flächenver-

wendung 
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Beim IPO ist die innere medientechnische Erschließung vollständig neu herzustellen. Einige Me-

dien liegen im und am Gebiet an. Beim Schmutz- und beim Niederschlagswasser sind umfang-

reiche Medienneuverlegungen auch weit außerhalb des Planungsgebietes erforderlich. Auf jeden 

Fall ist die Erschließung sehr aufwändig und teuer. 

Zudem steht der ZV IPO vor dem Problem, dass wegen der Qualität eines Angebots-B-Planes 

und somit des nicht bekannten Bedarfs potentieller Investoren eine medientechnische Auslegung 

und Dimensionierung sehr schwierig ist. Deshalb ist es angebracht, sich zuerst wie bei den Brach-

flächen mit den für die einzelnen Medien erzielbaren Kapazitäten des Bestandsnetzes zu befas-

sen. Und da tun sich sehr enge Grenzen und umfangreiche Konsequenzen für die Ansiedlung 

von Branchen mit hohen Standortanforderungen an die medientechnischen Erschließungspara-

meter auf. 

Vergleichsmaßstab ist auch hier die Erschließung aus dem Netzbestand über Anschlusspunkte 

ohne zusätzlichen Kapazitätsausbau. Und da wird klar, warum der ZV IPO dieses Thema in der 

Standorteinordnung außen vorgelassen hat. Die medientechnischen Erschließungsparameter 

stellen das Projekt und seine gesicherte Erschließung anhand der folgenden Parameter in Frage: 

- Die zur Verfügung stehende Strommenge reicht für die angestrebte anspruchsvolle Ge-
bietsnutzung nicht aus. Die Stromtrasse muss erst noch bis zum nächsten Umspann-
werk ertüchtigt werden. 

- Die aus dem Pirnaer Netz zuführbare Trinkwassermenge ist ebenfalls stark limitiert. Be-
messungskriterium ist, dass die SWP der zuständige Versorger sind und den Bedarf aus 
dem eigenen Netz decken müssen. 

- Das Kanalsystem in Pirna ist hydraulisch ausgelastet und kann keine nennenswerten 
weiteren Abwassermengen aus dem IPO-Areal aufnehmen. Zudem gibt es wegen der 
Überleitung des Schmutzwassers nach Dresden-Kaditz eine weitere Kapazitätsbegren-
zung, auf die weder der ZV IPO noch sein Verbandsmitglied Pirna direkt Einfluss neh-
men können. Eine Kapazitätserweiterung für die Überleitung ist nach den aktuell vorlie-
genden Informationen nicht möglich. 

- Das Verschlechterungsverbot hinsichtlich der Niederschlagswasserbewirtschaftung und 
dessen Einleitung in die Seidewitz ist lange bekannt. Insbesondere ist das geringe 
Hochwasserschutzniveau der Seidewitz unter anderem anhand konkreter Erfahrungen 
bekannt. Das setzt der auch stark gedrosselt ableitbaren Niederschlagswassermenge 
enge Grenzen. 

Allein die Frischwasser- und die Schmutzwasserproblematik, die sowohl auf der Angebots-, wie 

auf der Entsorgungsseite nur die Ansiedlung von Unternehmen mit einem sehr geringen Wasser-

bedarf ermöglichen, wären ein sehr starkes Negativ- und Abwertungskriterium gewesen und hät-

ten schwerwiegende Folgen für die Standortbewertung gehabt. Sowohl die maximal bereitstell-

bare Trinkwassermenge von maximal 80 m³/h, als auch die ableitbare Abwassermenge in der 

Größenordnung von 17,26 l/s = 62,1 m³/h sind für die in der Standorteinordnung avisierten An-

siedlungsziele, beispielsweise Mikroelektronik, Batterieproduktion, Pharmastoffe, nicht vereinbar, 

weil solche Firmen trotz ihrer internen Kreislaufwirtschaft einen mittleren bis großen Wasserbe-

darf haben. Aber auch die Ansiedlung vieler anderer Branchen scheidet bei diesen unzureichen-

den medientechnischen Standortbedingungen aus. Anhand der zitierten Werte kann noch nicht 
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Die Brutto-Ansiedlungsfläche im Plangebiet des B-Planes 1.1 beträgt nach in der Pla-

nungsunterlage differierenden Angaben noch 86 bis 87 ha. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass eine weitere Verkleinerung im Zusammenhang mit den Belangen der DB AG, konkret 

der tatsächlichen Freihaltung des von ihr vorgegebenen 50 Meter breiten Korridors von 

Bebauung, zu erwarten ist. Es sind mehrere Bauflächen in den Teilgebieten C und D betroffen, 

die nachfolgend angeführt werden: 

Teilfläche Flächen-

größe in ha 

Inanspruchnahme 

durch Freihaltebe-

reich 

In Prozent 

Differenz in 

ha 

Restgröße 

in ha 

C 2.1 2,11 80 1,69 0,42 *) 

C 2.2 3,16 30 0,95 2,21 

D 1.1 7,04 15 1,06 5,98 

D 1.2 11,19 20 2,24 8,95 

Summe 23,5  5,94 17,56 

korrigierte Summe we-

gen vollständigem 

Wegfall von C 2.1 

  6,36 17,14 

Planungsfläche ge-

samt 

86   ca. 80 

 

*) Fläche auch aufgrund des verbleibenden Zuschnitts nicht mehr nutzbar 

Die Einrechnung der von der DB AG im Ergebnis des Raumordnungsverfahrens festgelegten 

Freihalteflächen führt anhand der dargelegten überschlägigen Berechnung zu einer weiteren Ver-

ringerung des Ansiedlungspotentials um ca. 6 ha bzw. 7 Prozent. Es wird erst im Ergebnis des 

Planfeststellungsverfahrens feststehen, ob, wie und in welchem Umfang diese Teilflächen bebaut 

werden können. 

Damit ist auch die Ansiedlungsfläche in der Entwurfsunterlage des B-Planes zu korrigie-

ren. 

Eine weitere Konsequenz besteht darin, dass alle Aufwendungen auf eine deutlich verringerte 

vermarktbare Fläche umgelegt werden müssen. Allein dadurch nähert sich der aktuell kommuni-

zierte Mindestverkaufspreis der 100 Euro-Marke an. 
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- Im zentralen Bereich, der Fläche D1, ist mit erheblichen Eingriffen in Böden der Boden-

klassen 6 und 7 zu rechnen. Es werden aber alle Bodenschichten angeschnitten (vgl. 

Schnitt D-D) 

- Im Bereich der Fläche D2 sind vollflächige Eingriffe mit einer Tiefe von mehr als 5 m vor-

gesehen (vgl. Schnitt E-E). Durch die ungünstige Lage der Bohrkerne ist nur eine grobe 

Schätzung möglich. Bei einer Abtragtiefe von ca. 5 m liegt die Eingriffstiefe in Böden der 

Bodenklasse 6 bis 7 voraussichtlich zwischen 0,5 und 1,5 m. 

Die Anteile der Bodenklassen 6 und 7 an den Abtragmassen werden anhand dieser Ergebnisse 

wie folgt grob geschätzt: 

- Teilfläche D West: ca. 20 % -> Bezugsgröße: Abtragmassen 1.052.000 m³, Anteil ca. 

210.400 m³ 

- Teilfläche D Ost: ca. 10 % -> Bezugsgröße: 599.000 m³, Anteil ca. 59.000 m³ 

- gesamt: ca. 270.000 m³ Abtrag der Bodenklassen 6 bis 7 (knapp 10 % der Gesamtabtrag-

massen im IPO-Erschließungsgebiet) 

Es wird mit einem Mengenüberschuss von ca. 300.000 Kubikmeter Erde gerechnet. Das sind 

100.000 Kubikmeter mehr als beim Ausbruch des Kohlbergtunnels, der im Zuge der Südumfah-

rung Pirna gebaut wird. In allen Unterlagen fehlen Überlegungen und Informationen, wohin diese 

enorme Erdmenge zur weiteren Verwertung transportiert werden soll. Und bereits hier rächt es 

sich, dass bisher keine Schadstoffuntersuchung durchgeführt wurde.  

Es ist also gar nicht klar, ob es in einer vertretbaren Entfernung überhaupt ausreichende Depo-

niekapazitäten für Böden mit unterschiedlichen Schadstoffbelastungen gibt.  

Forderung: Wir fordern den Nachweis der notwendigen Deponiekapazitäten. 

 

1.13 Verwendbarkeit der Voruntersuchungen im Planrechtsverfahren aufgrund des Ver-

dachts auf Verstöße gegen Ausschreibungspflichten, mögliche Untreue in Verbindung mit 

Vorteilsnahme und -gewährung  

Die fachlichen Mängel sind offensichtlich und vielfach nicht nur von der Bürgerschaft in Schreiben 

und in den Einwendungen zum Vorentwurf des B-Planes Nr. 1 geäußert worden. Ebenso deutlich 

sind die Stellungnahmen von Behörden. Es stellt sich die Frage, wie diese mangelhafte fachliche 

Qualität bis in den vorliegenden Entwurf des B-Planes 1.1 zustande kommen konnte.  

Die Voruntersuchungen bis zum Vorentwurf des B-Planes Nr. 1 wurden alle vom Ingenieurbüro 

Kasparetz-Kuhlmann erarbeitet. Dabei handelt es sich um ein (Landschafts-)Architekturbüro 

mit einem kleinen Personalbestand. Aufgrund der fachlichen Ausrichtung als Architektur-

büro stellt sich die Frage nach der gesicherten und nachweisbaren wirtschaftsplaneri-

schen und -politischen Kompetenz. Einem Kleinunternehmen ohne nachweisbare Fachkom-

petenz wurden die Untersuchungen für ein Großprojekt übertragen. Die fachlichen Mängel und 
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die fehlende Qualifikation zu wirtschaftsplanerischen und -politischen Fachthemen sind 

augenscheinlich. Ebenso war das Verhalten der Geschäftsführerin in Öffentlichkeitsver-

anstaltungen von Überforderung und mangelnder Souveränität gekennzeichnet. 

Warum wurde bei einem Projekt dieser Größenordnung kein qualifiziertes Wirtschaftsbe-

ratungsunternehmen in die Voruntersuchungen involviert? 

Der Inhalt der Voruntersuchungen, insbesondere die ganz offensichtlichen inhaltlichen Mängel, 

die Bewertungsmängel und das Weglassen entscheidungsrelevanter Kriterien in den Bewertun-

gen lassen den Schluss zu, dass die Voruntersuchungen bis hin zum Realisierungskonzept 

als Gefälligkeitsgutachten einzustufen sind. Anhand der obigen Ausführungen ist nachweis-

bar, dass sie als Begründung in einem B-Plan-Verfahren nicht ausreichend aussagefähig und 

belastbar sind.  

Zudem ist es ungewöhnlich, einem, noch dazu sehr kleinem und offensichtlich fachlich stark limi-

tierten Ingenieurbüro eine Aneinanderreihung von Planungen dieser Größenordnung zu übertra-

gen. Damit wurde vom ZV IPO versäumt, sich Zweitmeinungen von erfahrenen und kompetenten 

Beratungsunternehmen zur Absicherung der fachlichen Aspekte einzuholen.  

Es entsteht der Eindruck, dass dem Ingenieurbüro Kasparetz-Kuhlmann sozusagen als Lohn für 

die Gefälligkeitsgutachten immer weitere Aufträge zugeschanzt wurden. In diesem Zusammen-

hang stellt sich auch die dringende Frage nach der Rechtmäßigkeit der Beauftragung des 

Ingenieurbüros Kasparetz-Kuhlmann für das Realisierungskonzept und den daraus unmit-

telbar abgeleiteten Vorentwurf des B-Planes Nr. 1. Konkret geht es um einen möglichen 

Verstoß bzw. die zielgerichtete Umgehung der Ausschreibungsvorschrift VgV.  

Rechtsgrundlage für die Ermittlung von Planungshonoraren ist die Honorarordnung für Architek-

ten und Ingenieure (HOAI) in ihrer jeweils gültigen Fassung. Damals war das die HOAI 2013. 

Zum Zeitpunkt der Leistungserbringung waren die Honorartafeln noch für beide Seiten verbind-

lich. Zugleich regelte und regelt die VgV, dass ab der Überschreitung des Schwellenwertes eine 

EU-weite Ausschreibung der Planungsleistungen durchzuführen ist. Ausdrücklich verboten ist 

eine Stückelung der Leistungen zur Umgehung des Schwellenwertes. In die Schätzung des vo-

raussichtlichen Auftragswertes für die Gesamtplanung sind alle besonderen Leistungen, Nach-

auftragnehmerleistungen (NAN-Leistungen) und Nebenkosten einzurechnen.  

Der konkrete Fall sieht wie folgt aus:  

- § 21 Abs. 1 HOAI gibt die Vergütungen für die einzelnen Honorarzonen vor.  
- Nach den Bewertungskriterien in § 20 Abs. 3 bis 5 HOAI muss als Schwierigkeitsgrad 

der Planung die Honorarzone II oben oder die Honorarzone III unten angesetzt werden. 
Gewählt wird die Honorarzone II oben und somit ein Tabellenwert von 348.119 Euro für 
die Bezugsgröße von 100 ha. 

- Die Tabelle endet bei 100 ha. Zu beplanen sind aber 270 ha. Da die Höhe der Honorare 
in der Tabelle einen degressiven Verlauf haben kann für die konkrete Planungsfläche 
mit mindestens dem Doppelten des Honorars für 100 ha als auskömmliches Honorar ge-
rechnet werden. Allein für die Grundleistungen ist somit ein Honorar von ca. 700.000 
Euro angemessen. 
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Punkt Wirtschaftsraum Oberelbe 

Die Festsetzung des Wirtschaftsraums Oberelbe ist planungsrechtlich nicht relevant. Gleichwohl 

wird durch den gezielten Ausschluss entscheidungsrelevanter Flächen versucht, einen Flächen-

bedarf herbeizureden, der einer vertiefenden Prüfung nicht stand hält. Zudem ist der sogenannte 

Wirtschaftsraum Oberelbe nicht mit der Regionalplanung vereinbar, die den rechtlichen Rahmen 

für die Raumentwicklung setzt. 

Über das Konstrukt Wirtschaftsraum Oberelbe wird versucht, landesplanerische Vorgaben sowie 

die grundlegende Herangehensweise, über die Ausweisung von Vorsorgestandorten Perspek-

tivangebote regionalplanerisch zu ermöglichen, zu umgehen.  

Der sogenannte Wirtschaftsraum Oberelbe ist als Planungsinstrument ungeeignet und unzuläs-

sig. Die Grenzziehung ist willkürlich und soll offenbar Kriterien, die einer Begründung des ver-

meintlichen Bedarfs entgegenstehen, ausschließen.  

Alle mit dem Konstrukt Wirtschaftsraum Oberelbe zusammenhängenden Begründungen 

sind somit zurückzuweisen. Sie sind weder sachlich noch fachlich begründet und belast-

bar. 

Es ist eine erneute Standorteinordnung unter Einbeziehung des gesamten Planungsgebie-

tes des Regionalen Planungsverbandes durchzuführen. Dazu sind vorher mit dem regio-

nalen Planungsverband abzustimmende Kriterien zu verwenden.  

Punkt Arbeitskräfte 

Die Analyse ist fachlich nicht belastbar, unvollständig und ebenfalls offensichtlich einseitig und 

nicht ergebnisoffen durchgeführt worden. Das in den Vordergrund gerückte Ziel einer Rückholung 

von Pendlern erscheint allgemein, und erst recht in der angegebenen Größenordnung, weltfremd. 

So soll offenbar von den Konsequenzen des IPO für den Arbeitsmarkt und die bestehende Wirt-

schaftsstruktur abgelenkt werden. 

Hingegen wird nur äußerst oberflächlich und unvollständig auf die Konsequenzen der zu erwar-

tenden Abwerbung von Arbeitskräften aus den ortsansässigen Firmen eingegangen. Insbeson-

dere wird der bereits massiv spürbare Fachkräftemangel mit der Abwerbung von Arbeitskräften 

durch im IPO hochsubventioniert angesiedelte Firmen massive Auswirkungen auf die Wirt-

schaftsstruktur haben. Unbeachtet bleiben beispielsweise auch die Auswirkungen auf die Region 

hinsichtlich der Versorgung mit Handwerker- und Servicedienstleistungen. 

Zudem ist auch diese Analyse veraltet. Sie ist grundlegend neu zu erarbeiten. Und es sind 

die aktuellen Prognosen zur Entwicklung der Arbeitskräftesituation einzuarbeiten. 

Punkt Brachflächen 

Die Abwertung der Brachflächen erfolgt sehr gezielt. Sie ist aber in der vorgelegten Form fachlich 

nicht haltbar und regelrecht willkürlich. 
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Es wird von vornherein versäumt, dieses Entwicklungspotential unter dem Gesichtspunkt der Sta-

bilisierung und der Weiterentwicklung der regionalen Wirtschaftsstruktur zu betrachten und die-

ses Potential der großflächigen Neuinanspruchnahme hochwertiger Landwirtschaftsflächen und 

den damit verbundenen enormen Aufwendungen entgegenzustellen. 

Auch hier gilt wieder die Feststellung, dass die Untersuchung nicht ergebnisoffen durchgeführt 

wurde. Wir fordern, über eine neue, tatsächlich ergebnisoffene Untersuchung diesen gra-

vierenden Mangel zu beseitigen.  

Punkt Vorsorgestandorte für Industrie und Gewerbe im Regionalplan 

Der IPO ist eine Gebietsentwicklung an den rechtsverbindlichen Planungen, Zielsetzungen und 

Festsetzungen des Regionalplanes vorbei. Er könnte nur dann weiterverfolgt werden, wenn tat-

sächlich ein konkreter Bedarf nachgewiesen würde. Das ist nicht der Fall. Zudem stellt sich dann 

direkt die Frage, warum dieser Bedarf dann nicht wie im Regionalplan und in den Zielen des 

Landesentwicklungsplanes gesetzlich festgeschrieben auf den Vorsorgestandorten gedeckt wird. 

Darauf wird in der Begründung aber nicht eingegangen. Im Gegenteil. Die Vorsorgestandorte, 

die ja gerade das regionalplanerische Potential für Industrie- und Gewerbeansiedlungen 

darstellen, wurden sogar bewusst und fachlich unbegründet aus der Standorteinordnung 

über den sogenannten Wirtschaftsraum Oberelbe ausgegrenzt. Dies ist ein besonders 

schwerwiegender Planungs- und Begründungsmangel. Es ist geradezu eine willkürliche 

Verfälschung der Situation, um den IPO vermeintlich alternativlos darzustellen. 

Der IPO würde zudem einen zusätzlichen, landes- und regionalplanerisch nicht gewünsch-

ten Flächenverbrauch zu Lasten hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen und anderer 

regionalplanerisch gesicherter Flächen erzeugen. Dies ist rechtlich nicht begründbar. 

Punkt Bewertung des Verfahrens zur Standortbewertung des ZV IPO in der Standorteinordnung 

Teil 2 und Alternativen zum IPO 

Auch hier wird wieder offenbar, dass das gewählte Bewertungsverfahren, die verwendeten Krite-

rien, der Ausschluss entscheidungsrelevanter Kriterien und die Bezugnahme auf den sogenann-

ten Wirtschaftsraum Oberelbe den Grundsatz eines ergebnisoffenen Standortvergleichs und ei-

ner damit verbundenen Standortbewertung umfassend verletzen. Wichtige Forderungen zur 

Überarbeitung sowie ein Vorschlag zur Korrektur der Bewertungskriterien sind bereits im Text 

enthalten. 

Wir fordern, die Standortbewertung grundlegend zu überarbeiten. 

Punkt Medientechnische Erschließung 

1. Die medientechnische Erschließung ist vollumfänglich in die Standortbewertung 
aufzunehmen. 

2. Die medientechnischen Parameter sind vollumfänglich anhand des aktuellen 
Kenntnisstandes in der Standortbewertung darzulegen und in die Gesamtbewer-
tung aufzunehmen. 
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3. Anhand der enormen kapazitiven und darüber hinausgehenden Probleme und ih-
rer enormen Konsequenzen technischer und rechtlicher Art ist eine neue Gesamt-
abwägung zur gesicherten Erschließung des B-Plan-Gebietes auch in der Stan-
dorteinordnung vorzunehmen. Auf die vertiefenden Ausführungen zu Punkt 3.3 
der Begründung wird verwiesen. 

4. Anhand der Aufarbeitung der medientechnischen Erschließungsprobleme sind 
aktualisierte Kosten zu ermitteln, diese auf die tatsächlich verbleibende Ansied-
lungsfläche umzulegen und der erforderliche Mindestverkaufspreis neu zu ermit-
teln. Anschließend hat anhand der medientechnischen Erschließungsparameter 
und der Erschließungskosten eine Neubewertung der Marktgängigkeit zu erfol-
gen. Hierzu ist auch die aktuelle Marktlage hinzuzuziehen. 

 

Punkt Flächenpotential 

In den Voruntersuchungen wurde stets von einer Gesamtansiedlungsfläche von 140 ha gespro-

chen. Nun hat sich herausgestellt, dass allein durch die Fortführung der Planungen in den Arealen 

C und D die Gesamtansiedlungsfläche auf 114 ha geschrumpft ist. Das entspricht einer Reduzie-

rung um 19 Prozent. Auf diese Tatsache wird in der Begründung nicht eingegangen. Das ebenso 

in den Voruntersuchungen besonders herausgehobene Ziel der Schaffung von zusammenhän-

genden sehr großflächigen Ansiedlungsflächen kann nicht mehr im geplanten Maße erreicht wer-

den. Damit verliert ein besonders relevanter Punkt der Begründung an Gewicht. Mit der abseh-

baren Teilnutzung des Areals A für Fotovoltaik wird die Industrie- und Gewerbeansiedlungen mit 

den in den Voruntersuchungen herausgehobenen Ansiedlungen die Gesamtansiedlungsfläche 

auf knapp über 100 ha sinken. Bereinigt um die Freihalteflächen der DB AG-Planung sind 

effektiv weniger als 100 ha Ansiedlungsfläche erzielbar. Das entspricht einer Gesamtredu-

zierung um ca. 39 Prozent.  

Die enormen Erschließungsaufwendungen sind nun auf diese vergleichsweise geringe Fläche 

umzulegen. Das wird die Wirtschaftlichkeit und die Marktgängigkeit massiv negativ beein-

flussen. Von all diesen Fakten ist in der Begründung zum B-Plan nichts zu lesen. Somit stellt 

sie nicht den wahren Sachstand dar und ist grundlegend auch zu diesem Punkt zu über-

arbeiten und neu auszulegen.  

Punkt Verkehrliche Erschließung �± Lieferverkehr 

1. Beim Vergleich der Brachflächen mit dem IPO-Areal sind auch hinsichtlich des 
Lieferverkehrs differenzierte Standortbetrachtungen anhand des konkreten Nut-
zungs- und Ansiedlungspotentials für jede einzelne Brachfläche durchzuführen. 
Nur dadurch kann in jedem Einzelfall betrachtet werden, welche Konsequenzen 
der Lieferverkehr für das Umfeld des jeweiligen Standortes hat. Die pauschale Ab-
wertung aller Brachen, wie sie in den Voruntersuchungen vorgenommen wurde, 
ist ein grober fachlicher Mangel und als manipulatives Herangehen an die Stand-
ortbewertung abzulehnen. 

2. In die Standortbewertung sind die mittel- bis langfristigen Entwicklungspotentiale 
jedes einzelnen Standortes für einen Bahnanschluss als Bewertungskriterium auf-
zunehmen.  
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3. Die alleinige Ausrichtung des IPO auf den LKW-Verkehr wird als ausschließlich 
positives Standortmerkmal dargestellt. Es unterbleibt die mittel- bis langfristige 
Betrachtung unter den angeführten Kriterien. Die relativ kurze Anbindung an die 
BAB A 17 wird als Herausstellungsmerkmal überbewertet, ohne auf langfristige 
Probleme und Konsequenzen dieser Standortausrichtung einzugehen. 

4. Unter Bezugnahme auf den Punkt 3.2.3 wird kritisiert, dass es im näheren Umfeld 
des IPO keine Möglichkeit für gebrochene Lieferketten, also die Verladung von 
Gütern auf die Bahn, gibt. Die in diesem Punkt angeführten Umlademöglichkeiten 
sind falsch dargestellt worden und tatsächlich nicht vorhanden. Das ist ein lang-
fristiger Standortnachteil, der in der Standortbewertung als Bewertungskriterium 
unberücksichtigt bleibt. In die Standortbewertung zum Lieferverkehr sind somit 
die Möglichkeiten für den Umschlag von Gütern auf die Bahn, die dafür erforderli-
chen Transportwege und -aufwendungen und in der Summe die Nachhaltigkeit 
der verkehrlichen Standorterschließung als Bewertungs- und Abwägungskrite-
rium aufzunehmen. 

Punkt Verwendbarkeit der Voruntersuchungen im Planrechtsverfahren aufgrund des Verdachts 

auf Verstöße gegen Ausschreibungspflichten, mögliche Untreue in Verbindung mit Vorteilsnahme 

und -gewährung  

Das Zustandekommen der Voruntersuchungen steht unter dem Verdacht der Korruption und 

schwerwiegender Verstöße gegen Vergabevorschriften, was rechtlich mit dem Verdacht der Un-

treue unmittelbar verbunden ist. Zudem bestehen schwerwiegende Gründe, die die Annahme der 

mangelnden fachlichen Qualifikation des beauftragten Ingenieurbüros Kasparetz-Kuhlmann 

rechtfertigen. 

Eine Planung, die auf diesem rechtlich zweifelhaften Weg zustande gekommen ist, kann und darf 

nicht Bestandteil einer Begründung in einem rechtsstaatlichen Verfahren sein, mit dem Recht, 

hier konkret Baurecht, gesetzt wird. 

Die Voruntersuchungen sind daher nicht verwendbar und müssen vollständig aus der Be-

gründung des B-Planes entfernt werden. 

 

2 Begründung B-Plan Punkt 3.2 Verkehr 

2.1 Punkt 3.2.2 ÖPNV 

Es wird für die ÖPNV-Erschließung ausdrücklich auf die Buslinie 204 abgestellt. Hat sich von den 

Verfassern dieser Planung mal jemand mit dem Fahrplan dieser Buslinie beschäftigt? Deren 

Fahr- und Betriebszeiten sind weit überwiegend auf den Schülerverkehr ausgerichtet. In den Fe-

rienzeiten ist der Fahrplan extrem ausgedünnt. An den Wochenenden und an Feiertagen verkehrt 

diese Linie nicht. Sie ist als leistungsfähige und bedarfsgerechte Erschließung eines Industrie- 

und Gewerbegebietes in der jetzigen Form völlig unattraktiv und ungeeignet. Bestrebungen der 

Bürgerschaft, diese Linie attraktiver zu gestalten, sind am angeblich fehlenden Geld gescheitert. 

Heute spielt sie für den Personenverkehr außerhalb des Schülerverkehrs nur eine geringe Rolle, 

weil sich die Bevölkerung weit überwiegend per PKW fortbewegt.  
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Einwendung/Forderung:  Anhand dieser Realität ist einzuschätzen, dass der IPO trotz der 

Berücksichtigung von Bushaltestellen ohne funktionierenden ÖPNV geplant wird. Die Pla-

nung ist dahingehend zu überarbeiten.  

 

2.2 Punkt 3.2.3 Eisenbahn 

Güterumschlag 

Es wird für den Empfang und Versand von Gütern auf vorhandene Bahnanlagen (Verladeanlagen 

und Gütergleise) in Dohna, Heidenau und Pirna verwiesen. Das widerspricht der Realität. Auch 

hier stellt sich die Frage nach der planerischen Kompetenz und Qualität und nach der Ortskunde 

der Auftraggeber und der Auftragnehmer. Zumindest die Bürgermeister als Verbandsvorsitzende 

sollten sich doch in ihren Städten auskennen. 

In Heidenau gibt es keine Gütergleise mehr. Die ehemalige Verladeanlage im Bahnhof Heidenau 

ist jetzt ein Solarpark. Zudem werden diese Flächen zukünftig vom Projekt Erzgebirgstunnel in 

Anspruch genommen.  

Die ehemalige Elblandbahn ist jetzt eine private Anschlussbahn. Sie ist aufgrund ihrer Anbindung 

ans Gleisnetz nicht für große Gütermengen geeignet. Zudem müssten alle Transporte zu/von 

einer auf dem dortigen Gewerbeareal herzustellenden Umschlagmöglichkeit durch dicht besie-

delte Wohngebiete in Heidenau und Dresden abgewickelt werden. 

In Dohna gibt es noch den Gleisanschluss der Fluorchemie. Dieser ist wegen des kurzen Aus-

ziehgleises und der steilen und kurvigen Trassierung nicht für hohe Transportmengen, erst recht 

nicht für Containerzüge mit einer wirtschaftlich sinnvollen Länge, geeignet. Zudem fehlt der Platz 

für eine zeitgemäße Güterumschlaganlage. 

Im ehemaligen Bahnhof Dohna wurden kürzlich alle Reste des zweiten Gleises entfernt. Auch 

dort fehlt der Platz für eine zeitgemäße Güterumschlaganlage. Das ehemalige Ausweichgleis 

wäre jedenfalls für heutige Umschlagmengen sowie unter Einrechnung heutiger Sicherheitsan-

forderungen im Zugbetrieb (u.a. Durchrutschwege) zu kurz. Zudem ist die Bahnbrücke in der 

Gamiger Straße höhenbegrenzt. 

Weiterhin ist fraglich, ob die Strecke Heidenau-Altenberg im jetzigen Ausbauzustand (beispiels-

weise Kapazität, Zugbetrieb, Sicherungstechnik) überhaupt zusätzlichen Güterverkehr aufneh-

men kann. Zudem ist die Strecke nicht elektrifiziert, so dass ein erhöhter Betriebsaufwand für die 

Triebfahrzeuggestellung (Lokwechsel, Zweikraft-Loks wie Eurodual oder Vectron Dual-Mode) er-

forderlich ist. 

In Pirna gibt es ebenfalls keine geeignete Verladestelle mehr. Die gegebenenfalls wieder herstell-

bare Verlademöglichkeit auf der Elbseite der Bahnanlagen ist langfristig nicht verfügbar, weil dort 

das Baumaterial für den Erzgebirgstunnel angeliefert werden soll. 

Die nächste tatsächlich nutzbare Verladestelle befindet sich im Güterbahnhof Dresden-Fried-

richstadt. Dies ist mit einem erheblichen Transportaufwand verbunden. 
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im touristischen und im Alltagsradverkehr bereits jetzt eine hohe Bedeutung hat und somit bereits 

ohne den IPO dringender Handlungsbedarf besteht. 

Im Ergebnis dieser IST-Zustandsbetrachtung ist festzustellen, dass die verkehrliche Er-

schließung des B-Plan-Gebietes für den Fußgänger- und Radverkehr entgegen der Be-

hauptung in der Begründung nicht gesichert ist. Weitere maßgebende Aspekte, die zu dieser 

Feststellung führen, sind: 

- Es gibt nach Auskunft der Stadt Pirna keinerlei Planungen zum Ausbau der Dippoldis-
walder Straße. Das betrifft sowohl den OD- Bereich, für den die Stadt Pirna der zustän-
dige Straßenbaulastträger ist. Und es gibt auch keine Ausbauplanungen im Außerorts-
bereich, für den der Landkreis der zuständige Straßenbaulastträger ist. 

- Infolge dessen gibt es für beide Teilabschnitte erst recht kein Baurecht und die Herbei-
führung von Baurecht ist nicht absehbar. 

- Auch die angeblich vorgesehene Übertragung der Baulastträgerschaft der Kreisstraße 
an die Stadt Pirna ändert nichts an der Erschließungssituation. Sie könnte lediglich die 
Straßenplanung vereinfachen. Allerdings gibt es für eine Verschiebung der OD-Grenze 
und der Übertragung der Straßenbaulastträgerschaft rechtliche Rahmenbedingungen. 
Die Voraussetzung zur Erfüllung dieser scheinen aktuell nicht gegeben zu sein. 

- Ohne eine unmittelbar an den Planungsraum angrenzende anforderungsgerecht ausge-
baute Verkehrsanlage gibt es für den Fußgänger- und Radverkehr keine gesicherte Er-
schließung. Hilfsweise könnte mit bereits bestehendem oder in Aussicht stehendem 
Baurecht argumentiert werden, das eine Umsetzung der sich an den B-Plan anschlie-
ßenden Fußgänger- und Radverkehrsanlagen bis zur Realisierung der Erschließung im 
B-Plan-Gebiet erwarten lässt. Nichts davon ist vorhanden oder auch nur absehbar.  

- Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich die Stadt Pirna schon eine längere Zeit 
in einer bedrohlichen finanziellen Schieflage befindet und für eine Planung oder gar den 
Ausbau der Dippoldiswalder Straße kein Geld hat. Somit kann und wird sich in einem 
absehbaren und vor allem für die angestrebte kurzfristige Erschließung des IPO relevan-
ten Zeitraum nichts an dieser Situation ändern. 

Entscheidungsrelevant ist ebenso die Tatsache, dass das IPO-Gebiet nicht barrierefrei er-

reichbar ist. Auf die UN-Behindertenrechtskonvention und das Behindertengleichstel-

lungsgesetz wird verwiesen. Grundsätzlich haben Menschen mit Behinderung einen Rechts-

anspruch auf die diskriminierungsfreie Erreichbarkeit ihrer Ziele. Diskriminierungsfrei heißt, dass 

sie ohne Inanspruchnahme fremder Hilfe in der Lage sein müssen, sich im öffentlichen Raum 

fortzubewegen und ihre Ziele, hier ihre Arbeitsplätze, zu erreichen. Mit dem IPO soll ein attrakti-

ves und wichtiges Ziel auch für Arbeitskräfte mit einer Behinderung geschaffen werden. Für das 

aktuelle Planungsgebiet gibt die Verkehrsprognose 2030 eine voraussichtliche Arbeitskräftean-

zahl von 2.500 an (vgl. Punkt 4 der Unterlage). Daher ist mit einer erheblichen Anzahl auch von 

Arbeitskräften mit körperlichen Einschränkungen schon allein unter Bezugnahme auf ihren Anteil 

an der arbeitenden Bevölkerung zu rechnen. 

Mit der jetzigen Planung werden diese Menschen diskriminiert und an einer Arbeitsauf-

nahme im IPO, sofern ihnen nicht ein eigenes Fahrzeug zur Verfügung steht, rechtswidrig 

gehindert. Der kaum stattfindende ÖPNV ist trotz der geplanten barrierefreien Bushaltestellen 

auch keine Alternative. 
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Die geschilderte Situation wird durch die prognostizierte Verkehrszunahme verschärft. Auf Seite 

14 der Verkehrsprognose 2030 wird im Zuge der K 8772 bis zum jetzigen Abzweig der K 8771 

eine Verkehrszunahme von derzeit 1.600 KFZ/24 h auf 4.200 KFZ/24 h prognostiziert. Das ist 

eine Verkehrszunahme um das 2,6-fache! Und das soll ohne jeglichen Ausbau der Dippoldiswal-

der Straße erfolgen!  

Faktisch wird die Dippoldiswalder Straße als direkte Verbindung zwischen den über die 

Maxim-Gorki-Straße erschlossenen Innenstadtbereich und der IPO-Anschlussstelle an die 

B 172a ein Autobahnzubringer, mit allen damit verbundenen negativen Auswirkungen für 

die Anwohner. 

Ein weiterer Kritikpunkt ist die lagemäßige Einordnung des Geh-/Radweges. Er soll auf der 

Nordseite der K 8772 eingeordnet werden. Somit würde er sich nicht auf der Bebauungsseite, 

sondern auf der gegenüberliegenden Straßenseite befinden. Das ist unlogisch und nicht 

sinnvoll, weil dadurch bei deutlich steigendem Verkehrsaufkommen Fußgänger- und Radfahrer-

querungen zu den einzelnen Baufeldern erzeugt werden. Die geplante Lösung widerspricht 

den Entwurfsgrundsätzen für Innerortsplanungen und grundlegenden Erschließungsan-

forderungen. 

Ein weiterer planerischer Mangel ist die fehlende Anbindung für Fußgänger- und Radverkehr in 

Richtung Zehista. Über eine solche Anbindung können und müssen die angrenzenden Wohnge-

biete an den IPO angeschlossen werden. Ein unausgebauter und unbeleuchteter Landwirt-

schaftsweg wird diesen Anforderungen nicht gerecht. Zudem würde eine solche Wegeverbindung 

auch die ÖPNV-Anbindung des IPOs verbessern. 

Die Konsequenz ist, dass das Gebiet fußläufig nicht an die angrenzenden Siedlungsgebiete an-

geschlossen ist und langfristig auch nicht wird. Damit werden auch grundlegende verkehrsplane-

rische Ziele der Stadt Pirna zur Schaffung einer umweltfreundlichen und emissionsarmen Nahmo-

bilität ignoriert.  

Einwendung/Forderung:  

1. Die verkehrliche Erschließung für den Fußgänger- und Radverkehr ist nicht gesi-
chert.  

2. Die barrierefreie Erschließung ist nicht gesichert. 
3. Es steht in Frage, ob unter den geschilderten Bedingungen hinsichtlich fehlenden 

Planungen und Baurechts im Anschlussbereich bis an den Bestand in Pirna der 
B-Plan genehmigungsfähig ist. 

4. Die fuß- und radverkehrstechnische Anbindung des IPO an angrenzende Wohnge-
biete ist mangelhaft und geht am Ziel, die Erschließung auch über eine attraktive 
Nahmobilität zu gewährleisten, vorbei. 

5. Die lagemäßige Einordnung des Geh-/Radweges entlang der K 8772 ist zu ändern, 
um die direkte Fuß- und Radverkehrserschließung der Baugrundstücke zu ge-
währleisten. Die Planungen zum Straßenquerschnitt der K8772 sind entsprechend 
anzupassen. 
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Somit kann nicht einmal die von der SWP bereitstellbare Frischwassermenge von 80 m³/h abge-

leitet werden. Die Konsequenz ist, dass fast ein Viertel der bereitstellbaren Frischwassermenge 

trotz Ertüchtigungsmaßnahmen im Pirnaer Kanalnetz nicht rechts- und regelkonform entsorgt 

werden kann. Infolge dessen ist festzustellen, dass damit die Schmutzwasserentsorgung nicht 

gesichert ist und dass es im Netzbestand auch keine technische Lösung gibt. 

Wie schon erwähnt ist nicht allein die Kanalkapazität des Pirnaer Kanalnetzes entscheidungsre-

levant. Die Abwässer werden erst nach Heidenau in einem Freispiegelkanal abgeleitet. Dort be-

findet sich ein Pumpwerk, von wo aus das Abwasser über Druckleitungen zum Dresdner Kanal-

netz weitergeleitet wird. Die Abwasserbehandlung erfolgt im Klärwerk in Dresden-Kaditz. Im Er-

läuterungsbericht wird weder auf diese kapazitätsrelevanten Bedingungen eingegangen, noch 

darauf, dass hier noch weitere entscheidungsrelevante Vertragspartner zu berücksichtigen sind. 

Es gibt in den vorliegenden Planunterlagen keine direkten Aussagen zur noch verfügbaren Über-

leitkapazität (Kanalkapazität in allen beteiligten Städten, Kapazität und Auslastungsgrad des 

Pumpwerkes in Heidenau, Kapazität des Klärwerks in Kaditz unter den Bedingungen der geplan-

ten und bereits laufenden Ansiedlungen im Dresdner Norden, wohin gerade ein Industriesammler 

in der nennweite DN 1000 gebaut wird). Das laute Schweigen des ZV IPO zu diesem Thema ist 

in Anbetracht der bisherigen Erfahrungen mit diesem sehr aufschlussreich. Wenn ein Problem 

derartig umgangen wird ist regelmäßig damit zu rechnen, dass hier schwerwiegende und ent-

scheidungsrelevante Sachverhalte der Politik und der Öffentlichkeit vorenthalten werden. 

Nachfragen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung1 ergaben nun, dass unter Einrechnung von 

Fremdwasser im Abwassersystem nur noch eine Überleitkapazität von knapp 20 l/s in Richtung 

Klärwerk Dresden zur Verfügung steht. Mehr geben sowohl die Verträge zwischen der Stadt Pirna 

und der Stadtentwässerung Dresden (SE DD), als auch das Kanalnetz nicht mehr her. 

Laut Auskunft der SE DD wurde von dieser für die Abwassermengen des IPO ein Bemessungs-

wert von 0,5 l/s und ha zuzüglich eines Fremdwasserzuschlags von 0,2 l/s und ha vorgegeben. 

Somit müsste mit einer Ableitung von 0,7 l/s und ha gerechnet werden.  

Bei der Planung des Ingenieurbüros ICL ist der Fremdwasserzuschlag unberücksichtigt. 

Und es wird darauf hingewiesen, dass dies hydraulische Probleme im Kanalnetz zur Folge 

haben kann. Auch damit wird deutlich, dass die IPO-Planung schwerwiegende Mängel auf-

weist und technische Regeln zur Bemessung verletzt werden.  

Weiterhin wurde deutlich gemacht, dass eine Einleitung zusätzlicher Abwasseranteile nicht ohne 

weiteres möglich ist, weil Mehrmengen Auswirkungen auf das Entlastungsgeschehen im Kanal-

netz auf dem Gebiet der Stadt Dresden haben. Zudem verweist die SE DD darauf, dass bei einer 

 

1 Schreiben Herrn Dr. Trülzsch und Guido Kerklies (Techn.-Leiter) der Stadtentwässerung Dresden vom 

14.09.2023 
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Kapazitätserweiterung aufgrund der EG-WRRL aufwändige Konzepte, Planungen und bauliche 

Maßnahmen erforderlich wären.  

Pirna hat kein eigenes Klärwerk mehr. Das in der Öffentlichkeitsbeteiligung gebrachte Argument, 

dass man dann eben ein eigenes Klärwerk baut, dürfte eher Wunschdenken sein. Einerseits hin-

sichtlich des Kostenaufwandes. Da geht es nicht nur um die Baukosten des Klärwerkes, sondern 

auch um umfangreiche Kapazitätserweiterungen im Kanalnetz der Stadt Pirna. Andererseits hin-

sichtlich der umfangreichen Genehmigungsverfahren. Auch hier greifen die Aussagen der SE DD 

zur EG-WRRL, Konzepten, Planungen und baulichen Aufwendungen. Und da ist es egal, wo das 

Klärwerk errichtet würde. Die Aufwendungen sind enorm und satzungsgemäß vom ZV IPO min-

destens 75 Prozent der durch ihn verursachten Kosten zu tragen. Diese müssen wiederum auf 

den Mindestverkaufspreis aufgeschlagen werden. 

Es ist bei einer Entscheidung für ein eigenes Klärwerk von etlichen Jahren Konzeption, Planung, 

Genehmigungsverfahren und anschließendem Bau auszugehen. Und es ist völlig offen, ob und 

wann diese Lösung tatsächlich zustande kommen würde. 

Für das jetzige Bauplanungsrechtsverfahren des ZV IPO hat dies unmittelbare Konsequenzen. 

Offenbar ist sich der ZV IPO dieses Problems schon lange bewusst. Egal wie er die im Raume 

stehenden Lösungen dreht. Es kommt jedes Mal eine konfliktbehaftete und unbefriedigende Lö-

sung heraus. 

Mit den derzeit vorhandenen bzw. schaffbaren Kapazitäten können nur Betriebe mit einem gerin-

gen Schmutzwasseranfall angesiedelt werden können. Die bauplanungsrechtliche Zielsetzung ist 

aber, über einen Angebots-B-Plan Industrie- und Gewerbeansiedlungen ohne solche Einschrän-

kungen anzusiedeln. Es ist immer wieder die Rede von chemischen Vorprodukten, Mikroelektro-

nik und Batterieproduktion. Diese benötigen aber trotz Mehrfachnutzung und Wasseraufbereitung 

besonders große Mengen Wasser, die dann auch als Schmutzwasser abgeleitet werden müssen. 

Dann müsste die Lösung mit dem Klärwerk mit ungewissem Ausgang in Angriff genommen wer-

den. 

Im Ergebnis dieser Überlegungen, Bewertungen und Abwägungen ist einzuschätzen, dass die 

bauplanungsrechtlichen Ziele mit der beschriebenen schmutzwassertechnischen Erschließung 

nicht umsetzbar sind.  

Einwendung/Forderung:   

1. Die in der Planung enthaltene maximale Schmutzwassermenge reicht noch nicht 
einmal für die Ableitung der geringen aus dem Netz der SWP zur Verfügung ste-
henden Trinkwassermenge aus. Es ist ein Entsorgungsdefizit von fast 25 Prozent 
festzustellen, für das es keine technische Lösung gibt.  

2. Damit ist auch unter diesem Gesichtspunkt die abwassertechnische Erschließung 
selbst von Firmen mit einem geringen Wasserbedarf mit dem derzeit zur Verfü-
gung stehenden Wasserangebot nicht gesichert. 

3. Bei der Bemessung der ableitbaren Abwassermengen wurden nach der vorliegen-
den Information der SE DD die Fremdwasseranteile nicht berücksichtigt. Somit ist 











 

  55 

 

gehung Pirna). Dies widerspricht den Planungsgrundsätzen der RAA, die hier wegen des vier-

streifigen, autobahnähnlichen Ausbaustandards maßgeblich angewandt wird. Die RAL sieht ma-

ximal dreistreifige Regelquerschnitte vor.  

Im Punkt 2.2 Verkehrssicherheit wird besonderer Wert auf eine ausgewogene Elementfolge im 

Lageplan verwiesen. In der dazugehörigen Tabelle sind konfliktarme Knotenpunkte als konkretes 

Ziel benannt und mit Kriterien untersetzt. Für die projetkonkrete Bewertung sind die Unterpunkte 

- Entscheidungs- und Konfliktpunkte räumlich entzerren 

- ausreichende Verflechtungslänge oder Vermeidung von Verflechtungsbereichen 

- ausreichende Abstände von aufeinanderfolgenden Knotenpunkten für die wegweisende 

Beschilderung 

besonders relevant. 

Die B 172a ist im Bestand an die Entwurfsklasse für Autobahnen (EKA) 2 (EKA2) (vgl. auch 

Anlage 7c, Punkt 3.2.3.1) angelehnt. Damit sind die dort geltenden Trassierungsparameter ein-

zuhalten. Mit der Realisierung des IPO könnte auch eine Einstufung in die EKA 3 infrage kom-

men. Diese erlaubt in Ausnahmefällen kürzere Abstände zwischen Anschlussstellen. 

Die Einordnung der neuen AS IPO ist nicht losgelöst als Einzelknoten, sondern im Gesamtsystem 

der Trassierung der B 172a sowie der neuen B 172 Ortsumgehung Pirna zu betrachten. Das 

fordert auch die RAA. Eine Untersuchung mit den erforderlichen Nachweisen fehlt im Verkehrs-

technischen Realisierungskonzept des B-Planes. Es betrachtet ausschließlich den Doppelknoten 

AS IPO und Dreieck Pirna-Süd.  

Die Situation stellt sich wie folgt dar: 

Die Unterschreitung des Mindestabstandes ist in Ausnahmefällen möglich und zulässig (vgl. 

Punkt 6.2.2 Knotenpunktabstände). Die Richtlinie sieht allerdings eine mehrfache Aneinan-

derreihung von Ausnahmen nicht vor. Damit ist dies nicht zulässig. Unter Bezugnahme 

auf die RWBA wird sogar von einem Verkettungsverbot gesprochen, sofern mehr als zwei 

Knotenpunkte dicht aufeinander folgen. Ausnahmen von diesem Verkettungsverbot sind in 

engen Grenzen nur für die EKA 3 zulässig. Im Widerspruch dazu steht, dass die EKA 3 eine 

Lösung ist, die vorrangig auf Stadtautobahnen zum Einsatz kommt. Dort ist aber in der Regel der 

Schwerverkehrsanteil deutlich geringer.  

Die vorhandenen sowie die im Bau befindlichen AS haben die folgenden Abstände: 

- Abstand AD Pirna-Süd zur AS Zehista im Zuge der B172: ca. 800 m 

- Abstand AD Pirna-Süd zur AS Pirna-Zentrum: ca. 1200 m 

- Abstand AS Pirna-Zentrum zur AS Pirna-Copitz: ca. 1100 m 

Die RAA verweist im Kapitel 6.2.2 explizit darauf, dass die dichte Folge von ungesteuerten Ein- 

und Ausfahrten den Verkehrsfluss erheblich beeinträchtigen kann. Daher wird ein Nachweis zur 
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Qualität des Verkehrsablaufes nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenver-

kehrsanlagen (HBS) gefordert. Dieser Nachweis fehlt in den Planungsunterlagen. Es han-

delt sich um einen gravierenden Planungsmangel, weil die Prognose der Verkehrsstärken eine 

solche Untersuchung zwingend nahelegt. Insbesondere die Prognose des LKW-Verkehrs zum 

und vom IPO-Gelände sowie die extrem kurze Verflechtungslänge sind für diese Einschätzung 

unmittelbar relevant.  

Es geht nicht nur um die Qualität des Verkehrsflusses, sondern mindestens gleichwertig um die 

Belange der Verkehrssicherheit. Auf dem kurzen Verflechtungsabschnitt kommt es zu erhebli-

chen Geschwindigkeitsunterschieden zwischen an der Auffahrt beschleunigenden Fahrzeugen 

und Fahrzeugen, die an der unmittelbar darauffolgenden Ausfahrt die Geschwindigkeit reduzie-

ren. Es geht vor allem um die Anzahl der Interaktionen zwischen PKW und LKW in diesem kriti-

schen Bereich, verbunden mit einer sehr dicht aufeinanderfolgenden Wegweisung. Der prognos-

tizierte hohe LKW-Anteil beeinträchtigt die Erkennbarkeit der Wegweisung und der Abfahrten. An 

der AS IPO ist laut Prognose mit 1.040 LKW-Fahrten mit Ziel IPO und 1.040 LKW-Fahrten aus 

dem IPO, also insgesamt ca. 2.080 allein vom IPO-Areal verursachten LKW-Fahrten bei An-

nahme einer symmetrischen Lastverteilung zu rechnen. Das Geländeprofil und die Trassierung 

im Höhenverlauf führen dazu, dass die Auffahrten an den AS IPO und Dreieck Pirna Süd jeweils 

bergauf erfolgen, was unmittelbare Auswirkungen auf das Fahrverhalten und die eingeschränkte 

Beschleunigung von LKW hat. Die Abfahrten erfolgen jeweils bergab. Damit sind noch größere 

Geschwindigkeitsunterschiede zwischen Fahrzeugen im Verflechtungsbereich zu erwarten.  

Bundesstraßen werden überdurchschnittlich oft durch Ortsunkundige befahren, die sich in die-

sem komplizierten Gesamtsystem orientieren müssen. Es kann sehr leicht zu einer Überforde-

rung und zu gravierenden Fahrfehlern wegen der extrem kurzen Knotenpunktabstände, den in 

kurzen Abständen aufgestellten Wegweisern und den intensiven, ebenfalls kurz aufeinanderfol-

genden Ein- und Ausfahrvorgängen mit enorm vielen Spurwechseln kommen. Unabhängig da-

von, ob ergänzende verkehrsrechtliche Regelungen (z.B. Geschwindigkeitsbegrenzungen) vor-

genommen werden, ist diese planerische Lösung im Hinblick auf Verkehrssicherheitsbelange als 

sehr kritisch einzuschätzen. Verkehrsrechtliche Lösungen sind oft nur Heilungsversuche, wenn 

die verkehrstechnischen Lösungen nicht ausreichend funktionieren. Sie sind zudem nicht pla-

nungsrechtlich regelbar. Die gewählte planerische Lösung kann zudem voraussichtlich dazu füh-

ren, dass die Überwachung von Geschwindigkeitsbegrenzungen aus rechtlichen Gründen nicht 

überall möglich ist. Auch aus diesem Grund hat eine verkehrssichere Straßenraumgestaltung 

stets Vorrang vor ergänzenden verkehrsrechtlichen Regelungen. Und es gibt später keine Mög-

lichkeit, etwas Grundlegendes an einer mit fachlich nicht vertretbaren Kompromissen überfrach-

teten und gefahrträchtigen verkehrstechnischen Lösung zu ändern. Die langjährigen Erfahrungen 

mit der verkehrstechnisch und trassierungstechnisch sehr ungünstigen und gefahrträchtigen Kux-

bergkreuzung sollte allen Beteiligten eine dringende Warnung sein. Dieses Problem konnte bis 

heute nicht gelöst werden. 
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Kraftfahrer mit sehr unterschiedlichen Fahrzeugen und sehr unterschiedlichem 
Beschleunigungsvermögen unterwegs sind.  

3. Der kurze Abstand und die beschriebenen fahrdynamischen Probleme werden 
durch das Thema Orientierung auf unbekannten Strecken überlagert. Bei einer 
Bundesstraße ist regelmäßig mit einem hohen Anteil ortsfremder Kraftfahrer aus-
zugehen. Es sind sehr viele Wegweisungen auf einer kurzen Strecke zusätzlich 
zum Verkehrsablauf, der an Anschlussstellen grundsätzlich besondere Aufmerk-
samkeit erfordert, zu beachten und in kurzer Zeit Routenentscheidungen zu tref-
fen. Dies gefährdet die Übersichtlichkeit und die Begreifbarkeit der Verkehrsan-
lage und der Verkehrsführung. Und auch hier ist die Problematik der sehr hohen 
Verkehrsbelastung relevant. Es ist in besonderem Maße zu erwarten, dass sich 
Orientierungsprobleme mit kurzfristigen Fahrspurwechseln häufen. Und das über 
mehrere, dicht aufeinanderfolgende Anschlussstellen hinweg. Erschwerend 
kommt die erhebliche prognostizierte Zunahme des LKW-Verkehrs hinzu. Somit 
werden durch die neue Anschlussstelle die bereits jetzt grenzwertigen Bedingun-
gen weiter verschärft. 

4. Verkehrsanlagen müssen so gestaltet werden, dass sie selbsterklärend und in-
folge dessen so gefahrlos wie möglich nutzbar sind. Die geschilderten Defizite 
stehen dieser grundlegenden Forderungen aus der Verkehrssicherheit entgegen.  
Daher fordern wir die Durchführung eines Sicherheitsaudits. Auf das Allgemeinen 
Rundschreiben Straßenbau (ARS) Nr. 4/2019 vom 26. Februar 2019 des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Auditierungspflicht 
von Planungen an Bundesstraßen wird verwiesen. 

5. Ergänzend sein noch darauf hingewiesen, dass nicht ausreichend regelkonform 
und mit zu vielen schwierigen Kompromissen geplante Verkehrsanlagen im Be-
trieb für deren Nutzer Probleme bereiten und einem sicheren Verkehrsablauf ab-
träglich sind. Verkehrsrechtliche Regelungen können dies Probleme maximal 
noch etwas lindern, aber diese nicht befriedigend lösen. Daher sind Verkehrsanla-
gen so zu planen, dass sie auch verkehrsrechtliche Regelungen und Eingriffe 
selbsterklärend und sicher funktionieren. Dies ist eine allgemein gültige Pla-
nungsgrundlage, auf die auch in den technischen Regelwerken der FGSV immer 
wieder Bezug genommen wird. 

Ein Beispiel dafür im näheren Umfeld des IPO ist die sogenannte Kuxbergkreuzung nahe des 

westlichen Endes der Ausbaustrecke der B 172a. Probleme bereiten die Sichtverhältnisse für 

wartepflichtige Verkehrsteilnehmer, die aus Richtung Köttewitz kommen. Einerseits wird das 

durch die Leitplanken mit Wildwuchs in östlicher Richtung verursacht. In westlicher Richtung ist 

das Sichtfeld auf Fahrzeuge, die vom Müglitztal kommen, erheblich eingeschränkt. Die angeord-

nete Geschwindigkeitsbegrenzung wirkt nur bedingt, auch weil sie nur sporadisch kontrolliert 

wird. Einen weiteren Einfluss hat der schwierige Gradientenverlauf. Bei einem Umbau zum Kreis-

verkehr oder einer Signalisierung des Knotens müssen aus dem Müglitztal kommende Fahrzeuge 

am Berg anfahren. Für LKW ist dies mit langen Beschleunigungszeiten verbunden. Zudem steht 

das Problem liegenbleibender Fahrzeuge bei Schnee- und Eisglätte. Genau das wird von den 

zuständigen Behörden immer wieder als Ablehnungsgrund für den Knotenumbau zu einem Kreis-

verkehr benannt. Eben jenen Behörden, die nun der potentiell unfallträchtigen Lösung an der 

IPO-Anschlussstelle und einer Signalisierung des Knotens am Kuxberg zustimmen wollen. In der 
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Summe führen die vielen Kompromisse im Betrieb zu vielen Beinahe- und tatsächlichen Unfäl-

len.Eine nachhaltige Entschärfung der Situation ist nicht absehbar. Und genau deswegen wird 

die nun favorisierte Kompromisslösung für die IPO-Anschlussstelle so grundlegend in Frage ge-

stellt. Man sollte aus Fehlern lernen.  

 

4.3 Innere Erschließung 

Bei der Straßenraumdimensionierung wird weitgehend auf Stellplätze verzichtet. Damit sollen 

Kosten gespart und das innovative Mobilitätskonzept gefördert werden. Dies ist viel zu kurz ge-

dacht und beeinträchtigt die Funktionalität der Verkehrserschließung. 

Die Praxis zeigt, dass in Industrie- und Gewerbegebieten Angebote für LKW-Stellplätze geschaf-

fen werden müssen. Sie müssen ankommende LKW aufnehmen, die vor der Einfahrt in die je-

weilige Firma zur Anmeldung oder zum Abwarten der geplanten Lieferzeit abgestellt müssen. 

Diese Stellplätze sollten im jeweiligen Firmenumfeld zur Verfügung stehen. 

Beispielhaft kann man das fast täglich auf der Rudolf-Breitscheid-Straße in Heidenau im Umfeld 

der Firma Henkel beobachten. Dort gibt es nur unzureichende Abstellmöglichkeiten. Infolge des-

sen stehen LKW nicht nur wild in allen Richtungen am Fahrbahnrand, sondern gleich auch mit 

auf dem ohnehin desolaten Gehweg. 

Dieser Einwand ist besonders relevant, weil die Anlieferung aller IPO-Flächen ausschließlich mit 

LKW erfolgen soll und wird. Wird dies nicht berücksichtigt, ist mit wildem Parken direkt auf der 

Fahrbahn und den Radfahrstreifen (= Verkehrssicherheitsdefizit) oder auf den Banketten, die so 

in ihrer Funktion beeinträchtigt und zerstört werden, zu rechnen. 

Die Anzahl der Stellplätze ist daher mindestens auf die aktuell prognostizierte LKW-Menge aus-

zurichten.  

Aus diesem Einwand, der auf langjährigen praktischen Erfahrungen beruht, ergeben sich weitere 

Konsequenzen. Die Flächeninanspruchnahme für Verkehrsanlagen und der Versiegelungsgrad 

steigen. Damit einher geht eine Verschärfung der Niederschlagswasserproblematik (Rückhal-

tung, Versickerung). 

Einwendungen/Forderungen  

Zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit, zum Schutz der baulichen Anlagen und zur 

Gewährleistung einer anforderungs- und praxisgerechten LKW-Erschließung sind im 

Zuge der Erschließungsstraßen Stellplätze für LKW einzuordnen. 

5 Rechtsplan und textliche Festsetzungen 

Einwendungen/Forderungen  zum Rechtsplan  

1. Unter Bezugnahme auf die vorangegangenen Ausführungen sind der Rechtsplan 
und die textlichen Festsetzungen grundlegend zu überarbeiten. 
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2. Die geplante Überbauung der Freihalteflächen der DB AG ist zu entfernen und die 
Baufelder sind neu zu ordnen. 

3. Stimmt die DB AG einer vollständigen oder teilweisen Überbauung mit Bedingun-
gen und Vorgaben zu, sind diese in den Rechtsplan und in die textlichen Festset-
zungen aufzunehmen. 

4. Das GFL3 schneidet den Bereich des Tunnelportals. Hier wird der Freihaltebereich 
der Bahntrasse in einem besonders relevanten Bereich missachtet, Es ist eine 
Verschiebung des GFL3 vorzunehmen. 

5. Die Festsetzung des Regenrückhaltebeckens ist im Hinblick auf die prioritäre Pla-
nung der DB AG anzuzweifeln. Kommt die Bahntrasse ist damit zu rechnen, dass 
dann die DB AG diese Fläche für ein Regenrückhaltebecken benötigt. 

6. Die flächenmäßige Festsetzung des Landwirtschaftsweges an der östlichen Pla-
nungsgrenze mit extrem wechselnden Breiten ist unlogisch und zu korrigieren. So 
wie dargestellt ist dieser Landwirtschaftsweg nicht nutzbar. Auf die Hinweise und 
Anmerkungen im Text zur fußläufigen Erschließung des Planungsgebietes in 
Richtung Zehista wird verwiesen. In diesem Fall reicht aber eine Festsetzung als 
Landwirtschaftsweg nicht aus, weil dieser analog zum Präzedenzfall zwischen 
Köttewitz und Großsedlitz nicht für den Radverkehr gewidmet und verkehrsrecht-
lich zugelassen ist. Dieses Problem besteht auch für alle anderen im Rechtsplan 
festgesetzten Landwirtschaftswege. Es ist straßenrechtlich zu prüfen, ob die text-
liche Festsetzung TF9 dazu wirklich so umgesetzt werden kann. 

Einwendungen/Forderungen  zu den textlichen  Festsetzungen  

TF2 und TF3: Die Zulässigkeit von Tankstellen und Gewerbegebieten aller Art lassen den 

Rückschluss zu, dass dort auch ein Autohof mit Tankstelle und Gaststätte(n) zulässig ist. 

Diese Nutzung zieht deutlich mehr Verkehr, insbesondere Schwerverkehr, an. Daher stellt 

sich die Frage, ob mit einer solchen Nutzung die Verkehrsprognosen mit allen damit zu-

sammenhängenden Konsequenzen (Untersuchungen, Gutachten etc.) aufrechtzuerhalten 

sind. Wir fordern den expliziten Ausschluss solcher Anlagen. 

 

6 Inanspruchnahme bisher unversiegelter, landwirtschaftlich genutzter Flächen  

Die vorliegenden Unterlagen zeigen einen massiven Verstoß gegen das Gebot einer gerech-

ten Abwägung öffentlicher und privater Belange (§ 1 Abs. 7 BauGB). Dies stellt einen beson-

ders gravierenden Rechtsmangel dar. Zudem verstößt das Vorhaben gegen verschiedene 

Unterpunkte des § 1 Abs. 6 sowie weiter Teile des § 1a BauGB. 

6.1 Private Belange der Grundstückseigentümer:  

Ein B-Plan enthält rechtsverbindliche Festsetzungen für die Flächen- und Grundstücksnut-

zung durch die Bürger, auch wenn sie durch den derzeit ungewissen Baubeginn noch in 

der Zukunft liegen. Er greift somit unmittelbar in die Eigentumsrechte der Bürger ein. 

Im Gegensatz zu anderen Planungen und Planrechtsverfahren für Industrie- und Gewerbe-

gebiete, bei denen in der Regel die planende Kommune bereits Eigentümerin eines Teils 

der Grundstücke ist und gegebenenfalls ergänzend dazu private Flächen überplant werden, 

nimmt das Projekt IPO fast ausschließlich private Grundstücke in Anspruch. Das betrifft 
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sowohl die eigentlichen Bauflächen als auch die für Kompensationsmaßnahmen benötigten 

Grundstücke. Damit verbunden sind umfangreiche Eingriffe in Interessen und grundgesetz-

lich geschützte Eigentumsrechte der einzelnen Grundstückseigentümer sowie, da es sich 

um landwirtschaftlich genutzte Flächen handelt, auch die von Pächtern.  

Deren Interessen und Belange werden in allen Voruntersuchungen sowie im vorlie-

genden B-Plan-Vorentwurf in keiner Weise erwähnt oder gar berücksichtigt, ge-

schweige denn fachlich bewertet und abgewogen. Lediglich in der Machbarkeitsstudie 

vom März 2017 wird darauf hingewiesen, dass die kurzfristige Einbeziehung der Flächen-

eigentümer sowie vor allem der Flächennutzer zur Vermeidung von Konflikten ratsam ist. 

Dieser dringenden Empfehlung der von ihnen selbst veranlassten Studie sind die 

Verantwortungsträger des Zweckverbandes nicht gefolgt. Und das war kein Versehen. 

Es hat vor dem Beginn der Planungen weder eine umfassende Information der Eigentümer 

zu den Planungszielen gegeben noch eine Abfrage, welche mittel- und langfristigen Nut-

zungen und wirtschaftliche Entwicklungen von den Eigentümern sowie den Pächtern ange-

strebt werden. Einige wenige Informationen erfolgten lediglich über anfänglich durchge-

führte Bürgerversammlungen und einseitig pro-IPO ausgerichtete Informationen der füh-

renden Lokalzeitung. Die in den Bürgerversammlungen geäußerte Kritik sowie dort vorge-

brachte Hinweise und Vorschläge zu Alternativen wurden von den Verantwortlichen des ZV 

vollständig ignoriert und das Projekt ohne Abstriche wie ursprünglich geplant weiter durch-

gepeitscht. Somit erwiesen sich die Bürgerinformationsveranstaltungen als Alibiveranstal-

tungen. Die auch in der letzten Bürgerversammlung im März 2019 vom Zweckverbandsvor-

sitzenden, Herrn Bürgermeister Opitz, getätigte Zusage, die Bürger, und somit auch die 

unmittelbar Betroffenen, in den weiteren Planungsprozess eng einzubeziehen, wurde von 

ihm ohne jegliche Begründung gebrochen. Das Ende 2019 fertiggestellte Realisierungs-

konzept wurde lediglich den Stadträten vorgestellt und erläutert. Die Öffentlichkeit und so-

mit auch die Eigentümer und die Flächennutzer konnten sich lediglich auf der Internetseite 

des ZV IPO über den Inhalt des Realisierungskonzepts informieren. Anregungen der Bür-

gerinitiative Dohna, einen runden Tisch zum Planungsstand durchzuführen und dort 

Pro und Contra der IPO-Planung für alle Bürger verständlich zu diskutieren, blieben 

ebenso unbeantwortet. 

Eine dringend angezeigte separate Information der Eigentümer und Nutzer fand nicht statt. 

Die Eigentümer und die Nutzer wurden nicht in die Projektentwicklung eingebunden und 

ihnen wird das Projekt IPO mit seinen prägnanten direkten und indirekten Konsequenzen 

einfach übergestülpt. Die Eigentümer hatten keine Möglichkeit, ihre Überlegungen und 

Wünsche in die Voruntersuchungen, insbesondere in die Machbarkeitsuntersuchung und 

ins Standortkonzept einzubringen. Sie wurden wie bei den vorherigen Studien nicht an der 

Erarbeitung und an der fachlichen Abwägung des Realisierungskonzepts beteiligt.  

Manche Eigentümer und Nutzer haben sich deutlich gegen die Inanspruchnahme ih-

rer Grundstücke ausgesprochen, weil sie die jetzige Nutzung beibehalten wollen und 
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als landwirtschaftliche Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe auch in ihrer wirtschaftli-

chen Existenz unmittelbar betroffen sind. Diese Belange werden einfach vom ZV ig-

noriert. Den Eigentümern wird lediglich die formelle Beteiligung im B-Plan-Verfahren ein-

geräumt. Und sie wurden als unmittelbar Betroffene auch nicht formell über den Zeitraum 

der Offenlage des B-Plan-Vorentwurf informiert.  

Planungsrechtlich mag die ausschließliche Beteiligung im Planrechtsverfahren noch zuläs-

sig sein. Im Hinblick auf die umfassenden Eingriffe in Eigentumsrechte und in die wirtschaft-

liche Existenz erscheint die Ignoranz und gezielte Ausgrenzung rechtlich fragwürdig zu 

sein. Im Extremfall ist auch eine Enteignung möglich und per ZV-Satzung ausdrücklich vor-

gesehen. Damit sind enorme Betroffenheiten und gegebenenfalls existenzbedrohende Ein-

griffe in das Recht auf freie Berufsausübung verbunden. Somit stellt sich die Frage, ob hier 

nicht gravierende Verfahrensfehler hinsichtlich einer Beteiligung der Eigentümer stattfin-

den. Sie erst jetzt, also wenn sie sich gegen das Projekt im Rahmen der Offenlage des B-

Plan-Vorentwurfs äußern, einzubeziehen, kann rechtswidrig sein. Planungsrechtlich ist zu 

beanstanden, dass die Aufnahme der Eigentümer in den Abwägungsumfang (§ 2 Abs. 3 

BauGB) sowie eine gerechte Abwägung öffentlicher und privater Belange (§ 1 Abs. 7) bei 

der Erarbeitung der B-Plan-Unterlagen unterblieb. Das sind gravierende Verfahrens- und 

Rechtsmängel. 

Durch den Bau der BAB A17 sowie der B 172 Ortsumfahrung Pirna wurden und werden 

bereits sehr umfangreiche landwirtschaftliche Flächen für die Verkehrsanlagen sowie für 

die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Anspruch genommen. Ausgleiche für die be-

troffenen Landwirtschaftsbetriebe konnten nur in begrenztem Maße zur Verfügung gestellt 

werden. Mit der zusätzlichen Herausnahme von mindestens 270 ha aus der bisherigen Be-

wirtschaftung, zuzüglich externer Ausgleichsflächen, werden bestehende Landwirtschafts-

betriebe in ihrer wirtschaftlichen Existenz beeinträchtigt.  

Der Zweckverband musste eingestehen, dass der Grunderwerb erst nach den Satzungs-

beschlüssen der Teilgebiets-B-Pläne stattfinden soll. Mit dem dann bestehenden Baurecht 

ist absehbar, dass nicht verkaufswillige Grundstückseigentümer vom ZV unter Druck ge-

setzt werden. Ihnen ist aber eine eigene Entwicklung ihres dann als Baugrundstücke aus-

gewiesenen Eigentums weitgehend unmöglich. Sie werden, nachdem sie aus dem Baupla-

nungsverfahren so weit wie nur irgend möglich herausgehalten wurden, mit den geschaffe-

nen Tatsachen erpresst. Zusätzlicher Verkaufsdruck auf die Eigentümer ist aufgrund der 

Tatsache zu erwarten, dass der ZV für die Finanzierung der Erschließung Fördermittel in 

Anspruch nehmen. Der muss ZV aufgrund der Förderbedingungen der GRW-Infra im Ei-

gentum der wesentlichen Grundstücke sein. Der ZV handelt somit nicht wie eine öffentliche 

Behörde, die er zweifelsohne ist, sondern wie ein Immobilienspekulant.  

6.2 Inanspruchnahme von Grund und Boden 

Bei diesem Vorhaben handelt es sich zu 100 Prozent um die Inanspruchnahme landwirt-

schaftlich genutzter Flächen. Es werden Böden mit hoher bis sehr hoher Bodenfruchtbarkeit 
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(Werte über 60), hohem bis sehr hohem Wasserspeichervermögen, mittlerer bis hoher Fil-

ter- und Puffereigenschaften (vgl. Umweltbericht, Punkt 2.3.1) in Anspruch genommen und 

zerstört. Es handelt sich fachlich und rechtlich somit um besonders wertvolle und schüt-

zenswerte Böden und um Ressourcen, die für die langfristige Versorgung der Bevölkerung 

mit Nahrungsmitteln unabdingbar sind. Diese Einschätzung erfolgt auch vor dem Hinter-

grund der schrittweise angestrebten Umstellung von einer sehr intensiven landwirtschaftli-

chen Nutzung zu schonenderen Bearbeitungsverfahren und zur Reduzierung des Einsat-

zes von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln. Diese Ziele gehen zwangsläufig mit einer Ver-

ringerung der Erträge einher. Somit sind zukünftig für die Erzielung vergleichbarer Erträge 

deutlich größere Flächen erforderlich. 

Aufgrund dieses besonderen Wertes der vorhandenen Böden und ihrer Nutzung muss be-

sonders schlüssig und anhand konkreter Fakten begründet werden, warum die geplante 

Nutzung als Industrie- und Gewerbestandort in ihrem geplanten Umfang eine deutlich hö-

here Priorität hat und warum es keinerlei andere Entwicklungsperspektiven gibt. Dieser 

Nachweis wird von den Planungsverantwortlichen gar nicht erst geführt. Bei dem al-

lein auf maximale Größe ausgerichteten Projekt wird dies rechtlich schlüssig auch kaum 

möglich sein. Die Voruntersuchungen des ZV IPO sind dafür nicht ausreichend und aus-

drücklich projektbejahend geführt worden (siehe Kap. 1). Projekthindernisse und Aus-

schlusskriterien wurden konsequent kleingeredet und ignoriert. Damit besteht auch hierzu 

ein gravierender und grundlegender Planungs- und Abwägungsmangel, insbeson-

dere in Bezug zu § 1a Abs. 2 BauGB. 

7 Hochwasserschutz Pirna  

Im Stadtgebiet von Pirna vereinigen sich die Gebirgsflüsse Seidewitz und Bahre sowie Gottleuba 

und nach einer weiteren Fließstrecke mündet die Gottleuba in die Elbe. Die Hochwassergefähr-

dung resultiert somit aus der Abflusssituation in den genannten Gewässern und zusätzlich aus 

der Überlagerungs- und Rückstausituation in den Gewässermündungen und Flussauen. 

Hierzu liegt eine Hochwasserschutzkonzeption  der Landestalsperrenverwaltung (LTV) aus dem 

Jahr 2004 inkl. entsprechender hydraulischer Modellierungen vor.  

Ein Ergebnis dieser Modellierungen war, dass u.a. an der Mündung der Seidewitz in die Gottleuba 

streckenweise nur ein Durchfluss zwischen HQ10 und HQ20 schadlos abgeführt werden kann. 

Aber auch die oberhalb liegenden Gewässerstrecken der Seidewitz weisen viel zu geringe Leis-

tungsfähigkeit auf. 

Im Überschwemmungsgebiet des HQ(50) und HQ(100) liegen auch die Ortslagen Zehista und 

Zuschendorf. Die Überstauhöhen, Fließgeschwindigkeiten und Gefahrenpotenziale sind dort bei 

den entsprechenden Hochwasser-/Regenereignissen hoch. 

Aufgrund der steilen Gefälle und eingeengten Abflussprofile in den genannten Siedlungsgebieten 

treten hohe Fließgeschwindigkeiten und damit hohe hydrodynamische Belastungen auf. Das be-

trifft auch zum Teil Ausbruch- und Fließwege, welche sich parallel zu den Gewässern ausbilden. 
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�Ä�'�L�H Beschwerde wendet sich gegen "die pauschale Ausnahme ganzer Arten oder Artengruppen 

von der Prüfung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG", wie sie etwa 

auch die VV-Artenschutz NRW vom 13. April 2010 - Verwaltungsvorschrift zur Anwendung der 

nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG 

(V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- oder Zulassungsverfahren (S. 19) - vorsehe. Mit dieser 

Formulierung gibt die Beschwerde den Inhalt der Verwaltungsvorschrift schon nicht ganz zutref-

fend wieder. Zwar sind danach planungsrelevante Arten eine naturschutzfachlich begründete 

Auswahl derjenigen geschützten Arten, die bei einer Artenschutzprüfung im Sinne einer Art-für-

Art-Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind, während bei den nicht planungsrelevanten Arten - 

hierzu zählen entweder unstete Vorkommen, wie in Nordrhein-Westfalen ausgestorbene Arten, 

Irrgäste sowie sporadische Zuwanderer oder Allerweltsarten mit einem landesweit günstigen Er-

haltungszustand und einer großen Anpassungsfähigkeit - im Regelfall davon ausgegangen wer-

den kann, dass nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG 2010 verstoßen wird. Auch 

nach der Verwaltungsvorschrift sind die nicht planungsrelevanten Arten aber im Rahmen des 

Planungs- oder Zulassungsverfahrens durchaus zu berücksichtigen: Das Nichtvorliegen der Ver-

botstatbestände ist für diese Arten in geeigneter Weise zu dokumentieren; im Ausnahmefall sind 

die Verbotstatbestände auch bei diesen Arten zu prüfen, etwa bei Arten, die gemäß der Roten 

Liste im entsprechenden Naturraum bedroht sind, oder bei bedeutenden lokalen Populationen 

mit nennenswerten Beständen im Bereich des Plans/Vorhabens. Hiervon ausgehend hat auch 

der "Artenschutzrechtliche Fachbeitrag" vom Januar 2010 (Unterlage 13.0.5 EPB S. 5 sowie S. 

47-53) für die nicht planungsrelevanten Vogelarten Verbotstatbestände keineswegs pauschal 

verneint, sondern - zusammengefasst nach Habitatgilden wie Gebäude-, Gehölzbrüter, Offen-

landarten, wassergebundenen Vogelarten und Nahrungsgästen/Rastvögeln - überprüft, ob Ver-

botstatbestände erfüllt werden. Dass es sich bei der Unterscheidung von planungs- und nicht 

planungsrelevanten Arten um eine naturfachliche Frage handelt, zeigt sich auch daran, dass das 

Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) die für Nordrhein-Westfalen pla-

nungsrelevanten Arten nach einheitlichen naturschutzfachlichen Kriterien bestimmt (VV-Arten-

schutz NRW a.a.O. S. �������³ 

Hiermit hat das BVerwG zwei Kernaussagen getroffen, nämlich erstens, dass für sog. Allerwelts-

arten mit einem landesweit günstigen Erhaltungszustand und einer großen Anpassungsfähigkeit 

im Regelfall davon ausgegangen werden kann, dass nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 

BNatSchG 2010 verstoßen wird und dass es sich bei der Unterscheidung von planungsrelevan-

ten und nicht planungsrelevanten Arten um eine naturfachliche Frage handele. 

Die Annahme des Gerichts, dass die konkrete Unterscheidung der planungsrelevanten und nicht 

planungsrelevanten Arten, also die konkrete Entscheidung im Einzelfall, welche Art welcher Ka-

tegorie zugeordnet wird, eine naturfachliche Frage sei, ist sicher richtig. Das ändert aber nichts 

daran, dass die der Zuordnung einzelner Arten zu den Gruppen vorgelegte Frage der Zulässigkeit 

einer solchen Differenzierung eine Rechtsfrage ist, die nur ausgehend von den Vorgaben der 

Vogelschutzrichtlinie beantwortet werden kann.  
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�Ä�'�L�H Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus Art. 3 und 4 Vogelschutz-RL bestehen nach der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs bereits, bevor eine Verringerung der Anzahl von 

Vögeln oder die konkrete Gefahr des Aussterbens einer geschützten Art nachgewiesen �Z�L�U�G���³ 

Zwar ging es in dieser Entscheidung um den Gebietsschutz. Wenn dieser Grundsatz aber sogar 

für den Gebietsschutz gilt, muss er erst recht für den ubiquitären Ansatz des Artenschutzes an-

gewandt werden. Das Argument, eine Art sei aktuell weit verbreitet, nicht empfindlich, etc. ist 

deshalb für sich genommen kein Grund, diese Arten von einem strengen Schutzsystem des Ar-

tenschutzes faktisch auszunehmen, wie die Kommission für die Habitatschutzrichtlinie betont.  

Und dass ein Schutz für die sog. häufigen Arten praktisch nicht existent ist, zeigt exemplarisch 

deutlich der vorliegende Planentwurf. Denn es wurde für keine einzige häufige Vogelart ein Ver-

botstatbestand aufgrund einer echten Prüfung ausgeschlossen, Dass einzelne dieser Arten zu-

fällig von Maßnahmen für andere Arten profitieren mögen, die für die ernsthaft geprüften Arten 

festgelegt werden sollen, kann nichts an der Tatsache ändern, dass im weit überwiegenden Um-

fang ein Ausgleich für die Verluste bei den häufigen Arten eben nicht erfolgt und damit letztlich 

sanktions- und ausgleichslos häufige Vogelarten getötet, gestört und deren Nester und Brutstät-

ten entfernt werden dürfen. Hiermit wird das an sich strenge Schutzsystem der Vogelschutzricht-

linie zweifelsfrei umgangen. 

Dass im Übrigen bei der Etablierung eines strengen Schutzsystems die deutsche Differenzierung 

bei den häufigen Vogelarten im Widerspruch zur Richtlinie steht, legen auch weitere Äußerungen 

der EU-Kommission zur FFH-Richtlinie nahe. Denn die Kommission ist sich des Umstands be-

wusst, dass es häufige und weniger häufige Arten gibt und erlaubt es trotzdem nicht, häufige 

Arten praktisch aus dem Schutzsystem auszunehmen, wenn es heißt (vgl. EU-Kommission, Leit-

faden zum strengen Schutzsystem für Tierarten von gemeinschaftlichem Interesse im Rahmen 

der FFH-Richtlinie 92/43/EWG 2007, S. 54) 

�Ä�*�H�P�l�‰ dem Vorsorgeprinzip erfüllen Maßnahmen, die die kontinuierliche ökologische Funktio-

nalität einer Stätte nicht gewährleisten, nicht die Anforderungen von Artikel 12 Absatz 1 Buch-

stabe d). Die Maßnahmen müssen mit großer Sicherheit ausreichen, um Beschädigungen oder 

Zerstörungen zu vermeiden. Die Beurteilung der Erfolgsaussichten muss sich auf objektive Infor-

mationen stützen und den Besonderheiten und spezifischen Umweltbedingungen der betreffen-

den Stätte Rechnung tragen. Darüber hinaus ist bei der Durchführung von funktionserhaltenden 

Maßnahmen der Erhaltungszustand der betreffenden Art zu berücksichtigen. So muss beispiels-

weise bei seltenen Arten mit einem ungünstigen Erhaltungszustand die Sicherheit, dass die Maß-

nahmen ihren Zweck erfüllen werden, größer sein als bei verbreiteten Arten mit einem günstigen 

�(�U�K�D�O�W�X�Q�J�V�]�X�V�W�D�Q�G���³ 

Auf S. 69 des Leitfadens meint die Kommission: 

�Ä�,�V�W eine betroffene Population gesund und besteht kaum die Gefahr, dass sich eine Ausnahme 

negativ auf sie auswirken wird, auch wenn das Bild auf biogeografischer Ebene weniger günstig 
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innerstaatliche Rechtspraxis ausschließt, wonach das Verbot lediglich Arten erfasst, die in An-

hang I der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Novem-

ber 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten aufgeführt sind oder auf irgendeiner 

Ebene bedroht sind oder deren Population auf lange Sicht rückläufig ist? 

���«�� 

4. Ist der Begriff �Ä�9�H�U�Q�L�F�K�W�X�Q�J���%�H�V�F�K�l�G�L�J�X�Q�J�³ in Bezug auf Fortpflanzungsstätten von Tieren in 

Art. 12 Buchst. d der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natür-

lichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen dahin auszulegen, dass er eine 

innerstaatliche Praxis ausschließt, wonach in dem Fall, dass die kontinuierliche ökologische 

Funktionalität in dem Lebensraum der betroffenen Art in einem einzelnen Gebiet trotz Vorsorge-

maßnahmen entweder durch Beschädigung, Zerstörung oder Verschlechterung, unmittelbar oder 

mittelbar, einzeln oder kumulativ verlorengeht, das Verbot erst Anwendung findet, wenn sich der 

Erhaltungszustand der betroffenen Art auf einer der in Frage 3 genannten Ebenen zu verschlech-

tern droht? 

���«�� 

Die Fragen 2 und 4 des vorlegenden Gerichts umfassen die Frage, ob der strenge Schutz der 

Richtlinien für Arten nicht mehr gilt, für die das Ziel der Richtlinie (günstiger Erhaltungszustand) 

erreicht �Z�X�U�G�H���³ 

Das vorlegende Gericht begründete die Vorlage wie folgt: 

�Ä�'�L�H Fragen 1 und 2 werden u. a. vor dem Hintergrund gestellt,  

�± dass Art. 5 der Vogelschutzrichtlinie den Schutz sämtlicher Vogelarten im Sinne von Art. 1 Abs. 

1 bezweckt und wie Art. 1 Buchst. m der Habitatrichtlinie �Ä�(�[�H�P�S�O�D�U�³ definiert,  

�± dass sich die Frage nach dem Erhaltungszustand der Art erst im Zusammenhang mit Ausnah-

men nach Art. 16 der Habitatrichtlinie (Ausnahmen setzen voraus, dass es keine anderweitige 

zufriedenstellende Lösung gibt und dass die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen 

Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Er-

haltungszustand verweilen) bzw. nach Art. 9 der Vogelschutzrichtlinie (Ausnahmen dürfen nicht 

mit dieser Richtlinie unvereinbar sein, die die Mitgliedstaaten in Art. 2 verpflichtet, die erforderli-

chen Maßnahmen zu treffen, um die Bestände aller unter Artikel 1 fallenden Vogelarten auf einem 

Stand zu halten, der insbesondere den ökologischen, wissenschaftlichen und kulturellen Erfor-

dernissen entspricht) stellen dürfte  

12 Bei wildlebenden Vögeln würden lediglich Arten, die in Anhang 1 der Artenschutzverordnung 

mit B bezeichnet seien und daher von derartigem Unionsinteresse seien, dass besondere Schutz- 

und Erhaltungsgebiete einzurichten seien, Arten, die in der Roten Liste aufgeführt seien, sowie 

Arten, deren Population nach der schwedischen Brutvogelzählung in den letzten 30 Jahren (oder 

drei Generationen) um mehr als 50% zurückgegangen sei, von den Verboten der Artenschutz-

verordnung erfasst. ���«�� 
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Art. 6 Abs. 3 der Habitatrichtlinie macht nach ständiger Rechtsprechung das Erfordernis einer 

Prüfung eines Plans oder Projekts auf seine Verträglichkeit davon abhängig, dass die Wahr-

scheinlichkeit oder die Gefahr besteht, dass dieser Plan oder dieses Projekt das betreffende Ge-

biet erheblich beeinträchtigt. Unter Berücksichtigung insbesondere des Vorsorgeprinzips ist der 

notwendige Grad der Wahrscheinlichkeit dann erreicht, wenn anhand objektiver Umstände nicht 

ausgeschlossen werden kann, dass der jeweilige Plan oder das jeweilige Projekt das fragliche 

Gebiet erheblich beeinträchtigt (Urteil vom 26. Mai 2011, Kommission/Belgien, C538/09, 

EU:C:2011:349, Rn. 39 und die angeführte Rechtsprechung). Die Beurteilung einer solchen Ge-

fahr (sog. FFH-Vorprüfung) ist namentlich im Licht der besonderen Merkmale und Umweltbedin-

gungen des von diesen Plänen oder Projekten betroffenen Gebiets vorzunehmen (Urteil vom 21. 

Juli 2016, Orleans u. a., C387/15 und C388/15, EU:C:2016:583, Rn. 45 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). Für Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung nachteiliger Wirkungen 

u.a. auf geschützte Arten auf Ebene der FFH-Vorprüfung gilt (EuGH, Urteil vom 12.04.2018, C-

323/17, juris Rn. 35 bis 38 und 40): 

�Ä�'�L�H Berücksichtigung von Maßnahmen, die die nachteiligen Auswirkungen eines Plans oder Pro-

jekts auf das betroffene Gebiet vermeiden oder vermindern sollen, setzt bei der Beurteilung, ob 

eine angemessene Prüfung erforderlich ist, voraus, dass eine Wahrscheinlichkeit besteht, dass 

das Gebiet erheblich beeinträchtigt wird und demzufolge eine solche Prüfung durchgeführt wer-

den muss. 

Diese Schlussfolgerung wird durch den Umstand gestützt, dass eine vollständige und genaue 

Analyse der Maßnahmen, die geeignet sind, mögliche erhebliche Auswirkungen auf das be-

troffene Gebiet zu vermeiden oder zu vermindern, nicht im Stadium der Vorprüfungsphase, son-

dern gerade im Stadium der angemessenen Prüfung durchgeführt werden muss. 

Die Berücksichtigung solcher Maßnahmen bereits in der Vorprüfungsphase könnte die praktische 

Wirksamkeit der Habitatrichtlinie im Allgemeinen sowie die Prüfungsphase im Besonderen beein-

trächtigen, da diese letzte Phase gegenstandslos würde und die Gefahr einer Umgehung dieser 

Prüfungsphase bestünde, obschon diese Prüfung eine wesentliche Garantie darstellt, die die Ha-

bitatrichtlinie vorsieht. 

Insoweit betont der Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung, dass die Prüfung nach Art. 6 Abs. 

3 der Habitatrichtlinie nicht lückenhaft sein darf und vollständige, präzise und endgültige Feststel-

lungen enthalten muss, die geeignet sind, jeden vernünftigen wissenschaftlichen Zweifel hinsicht-

lich der Auswirkungen der in dem betreffenden Schutzgebiet geplanten Arbeiten auszuräumen 

(Urteil vom 21. Juli 2016, Orleans u. a., C387/15 und C388/15, EU:C:2016:583, Rn. 50 und die 

dort angeführte Rechtsprechung). 

���«�� 

Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 6 Abs. 3 der Habitatrichtlinie dahin 

auszulegen ist, dass für die Feststellung, ob es erforderlich ist, anschließend eine Prüfung der 
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worden waren, wurden zu 54% regelmäßig von Fledermäusen genutzt, ein Viertel davon auch 

als Wochenstubenquartier. Fehlten dagegen Vogelkästen vor der Anbringung der Fledermaus-

kästen, waren es nur 26%; Wochenstuben traten hier gar nicht auf. Aufgrund der oftmals verzö-

gerten Nutzung kommt der Einsatz von Fledermauskästen somit weniger als Kompensation in 

der Eingriffsplanung in Frage, sondern vielmehr als vorübergehende Artenhilfsmaßnahme. 

Schlussfolgerungen zur Wirksamkeit von Fledermauskästen: 

Bei günstigen Voraussetzungen können Fledermauskästen die Funktion von Einzelquartieren, 

Zwischenquartieren oder Quartieren für Paarungsgruppen übernehmen. Kastengruppen stellen 

aber nicht generell einen ausreichenden Ersatz für Wochenstubenquartiere in Bäumen dar. Dem 

widerspricht nicht, dass in manchen höhlenarmen Wäldern Fledermauskästen derzeit essenzielle 

Quartiere für bestimmte Fledermauspopulationen darstellen. Hier muss aus Gründen des Arten-

schutzes das Angebot künstlicher Quartiere aufrechterhalten werden, bis Baumhöhlen in ausrei-

chendem Umfang entstanden sind. 

Kästen werden als Ersatzquartiere kurzfristig (weniger als 5 Jahre) nur dann angenommen, wenn 

den betroffenen Fledermausvorkommen dieser Quartiertyp bereits bekannt ist. 

Fledermauskästen sind somit als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen oder auch als populati-

onsstützende Maßnahmen in der Regel nicht geeignet, da ihre Wirksamkeit nicht mit hoher Prog-

nosesicherheit bescheinigt werden kann. Es sei denn: 

�x es handelt sich um Gebiete, in denen bereits vorhandene Vogel- oder Fledermauskästen 

von Fledermäusen angenommen wurden oder 

�x die Kästen können lange vor dem Eingriff angebracht werden (mehr als 10 Jahre im Fall 

von Wochenstubenquartieren). 

Hinweise zum Maßnahmendesign 

Sichere Aussagen, ob bestimmte Kastentypen bevorzugt genutzt werden, sind nicht möglich (un-

terschiedliche Schlussfolgerungen in Baranauskas 2009, Heise 1980 oder Kowalski et al. 1994). 

Es bietet sich daher an, das Verhältnis von Flach- zu Rundkästen an dem vom Eingriff betroffenen 

Quartierangebot (Baumhöhlen, Spalten und Ähnliches) zu orientieren. 

Eine jährliche Wartung (Reinigung, Kontrolle, gegebenenfalls Ersatz) sollte als Teil der Auflagen 

so lange gewährleistet sein, bis ausreichend natürliche Quartiere entstanden sind. Das Aufhän-

gen von Fledermauskästen sollte stets durch Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl natürlicher 

Quartiere begleitet werden, da Kästen nur übergangsweise Quartiere darstellen können. 
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durch zusätzliche Regenwasserabflüsse aus dem IPO-Gelände geschützt werden kann. Bei den 

großen Problemen, die die Geländemodellierungen nach sich ziehen ist dies zu bezweifeln.  

Die geplante Verflachung der Kuppe beidseits verändert auch das Verhalten der Abflussspenden 

zu Lasten Dritter, z.B. nach derzeitiger Planung dem Meusegastbach. Hier fehlt eine Auseinan-

dersetzung aus Sicht des Naturschutzes sowie der Grundwasser-/Schichtenwasserverfügbarkeit 

der umliegenden Landwirtschaftlichen Flächen und Gärten bzw. Brunnen, z.B. in Krebs. 

Ein erheblicher Teil der Wassermenge vom IPO-Gelände (Fläche D) landet in Merbitzens-Grün-

del und kann zur dortigen Veränderung der Wassersituation bis hin zur Verschärfung der lokalen 

(Zehista) und innerstädtischen (Pirna) Hochwassersituation bei (siehe Punkt Hochwasserschutz 

Pirna). 

12 Schalltechnische Gutachten  

12.1 Kontigentierung 

Die Neuansiedlung von Industrie in teils unmittelbarer Nachbarschaft zu einer Wohnbebauung 

und anderen geschützten bzw. bereits mit Geräuschkontingenten vorbelasteten Flächen und Nut-

zungen ist einer der gravierendsten Fehler in der grundlegenden Herangehensweise an dieses 

Projekt. Sie widerspricht dem Grundanliegen und der allgemein üblichen planerischen Herange-

hensweise, Industrie und Wohnen auch in der bestehenden Siedlungsstruktur möglichst räumlich 

zu trennen, um der Bevölkerung gesunde und nachhaltige Wohn- und Lebensbedingungen dau-

erhaft zu gewährleisten. Alle anliegenden Wohnnutzungen werden bereits durch die fertiggestell-

ten Straßenbauprojekte sowie durch die im Bau befindliche Südumfahrung Pirna erheblich durch 

Lärm belastet. Die nach Ausnutzung des rechtlichen Rahmens verbleibenden Lärmkontingente 

für die Industrieansiedlung führen zu einer Dauerbeschallung jetzt noch vergleichsweise ruhiger 

Wohnlagen. Dabei ist es unerheblich, ob gesetzliche Grenzwerte eingehalten werden. 

Die Schalltechnischen Berechnungen/Kontingentierungen sind fehlerhaft, da die Gebiets-

zuordnung fehlerhaft ist und damit von falschen (zu hohen) Beurteilungspegeln ausgegan-

gen wurde. Die Gebietsnutzungseinstufung ist im Regelfall nach gutachterlicher Einschät-

zung vorzunehmen. Hiernach soll die tatsächlich vorhandene Nutzung anhand der Vorga-

ben in der Baunutzungsverordnung erfolgen, wenn es keinen rechtskräftigen Bebauungs-

plan gibt. Die tatsächliche Nutzung ist ausschlaggebend.  

�x Für die Lärmberechnungen wurde als Immissionsort in Krebs die Nr. 49 angesetzt 

und zwar als Mischgebiet (Tabelle 2 auf S. 5). Im FNP Dohna (2006) ist ggü das 

Gebiet (u.a. Krebs 1, Krebs 1a) als Wohnbaufläche (W) ausgewiesen. Im 2. Entwurf 

des FNP Dohna (2018) ist das ganze Gebiet als Wohngebiet deklariert. Diese Be-

reiche haben eindeutig den Charakter eines reinen Wohngebietes. Entsprechend 

der tatsächlich vorhandene Nutzung ist auch der nördliche Teil von Krebs als Klein-

siedlungsgebiet einzustufen, was dem Schutzanspruch eines Wohngebietes gleich-

kommt. Es müssen somit die geringeren Lärmimmissionswerte für reine Wohnge-

biete für Krebs angesetzt werden.  
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�x  Gleiches gilt für das Wohngebiet Oberlindigt. Auch hier wurden die Immissionswerte für 

Mischgebiet angesetzt. Dieses Wohngebiet hat aber ebenfalls eindeutig den Charakter 

eines reinen Wohngebietes. 

Forderung: Die Lärmkontingente sind deshalb neu zu berechnen. 

 

 

 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 07.12.2017 -4 CN 7.16 �±muss es zudem 

in einem rein intern gegliederten Baugebiet nach § 1 Abs. 4 Satz1 BauNVO �Ä�H�L�Q Teilgebiet ohne 

Emissionsbeschränkung oder gleichbedeutend, ein Teilgebiet geben, das mit Emissionskontin-

genten belegt ist, die jeden nach § 8 BauNVO zulässigen Betrieb �H�U�P�|�J�O�L�F�K�H�Q�³�� Das hängt damit 

zusammen, dass diese Gebiete eine bauplanungsrechtliche Funktion erfüllen sollen und aus-

drücklich zur Ansiedlung von Betrieben vorgesehen sind, die anderswo unter anderem wegen 

den von ihnen regelmäßig ausgehenden Emissionen, zu denen Lärm zählt, nicht zulässig sind. 

Eine flächendeckende Kontingentierung widerspricht den rechtlichen Zielen und Vorgaben der 

BauNVO und ist somit rechtswidrig.  

Der Bebauungsplan müsse also zumindest in einem Teilgebiet Emissionskontingente aufweisen, 

die ermöglichen, dass vom Typ her nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe aller Art im 

Gewerbegebiet ihren Standort finden können oder alternativ ein Teilgebiet enthalten, dass keine 

Emissionskontingente aufweist.2 § 1 Abs. 4 S. 2 BauNVO lasse für GE- und GI-Gebiete aus-

nahmsweise auch eine baugebiets-übergreifende Gliederung zu. Dazu müsse aber ein entspre-

chender planerischer Wille aus den Bebauungsplanunterlagen zu entnehmen sein. Fehlt dies, 

ist der Bebauungsplan unwirksam, da der Festsetzung der Lärmkontingente die erforder-

liche Rechtsgrundlage fehlt.  

Dabei ist davon auszugehen, dass dieser Teilbereich so groß sein muss, dass er auch für 

die Unterbringung von GE/GI-typischen Betrieben Platz bietet.  

Um für den IPO überhaupt die Möglichkeit vorzusehen, eine entsprechende Teilfläche vor-

weisen zu können wurde die Fläche D1.1 so lange �����]�H�U�O�H�J�W�³�� bis eine sehr kleine Fläche 

(D1.1.s mit 1.4h a) als einzige Fläche einem Nachtemissionspegel von 60 dB(A) erreicht, 

also ohne ein Lärmkontingent auskommt. 1.4 ha reichen nicht, um der Forderung der 

BauNVO zu entsprechen, dass dieser Teilbereich so groß sein muss, dass er auch für die 

Unterbringung von GE/GI-typischen Betrieben Platz bietet. 












































